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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das  
Asylgesetz 2005, das BBU-Errichtungsgesetz, 
das BFA-Einrichtungsgesetz, das BFA-Verfahrens- 

gesetz, das Fremdenpolizeigesetz 2005, das  
Grundversorgungsgesetz – Bund 2005, das  
Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz, das  

Staatsbürgerschaftsgesetz 1985 und das Aus- 

länderbeschäftigungsgesetz geändert werden  
(Asyl- und Migrationspakt-Anpassungsgesetz –  

AMPAG); 
Begutachtung; 
Stellungnahme 

zu GZ: 2025-1.068.162  

  

 

Zu dem mit Schreiben vom 15. Jänner 2026 übermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes wird wie 

folgt Stellung genommen: 

 

1) Allgemeines: 

 

Im Zuge der Ausarbeitung und Umsetzung des AMPAG ist deutlich geworden, dass der Bund seiner 

Verantwortung für eine partnerschaftliche Einbindung der Länder nicht ausreichend nachgekom-

men ist. Weder wurden die Länder frühzeitig und strukturiert in das Begutachtungsverfahren einge-

bunden, noch fand die bestehende Reformpartnerschaft angemessene Berücksichtigung. Durch das 

Nichteinbeziehen der Reformpartnerschaft blieb wertvolles fachliches und praktisches Know-how 

der Länder ungenutzt. Verwunderlich ist auch, dass der Landeshauptleutebeschluss vom 

14. November 2025 keinen Eingang in den Entwurf findet, zumal das Bundesministerium für Inneres 

in seinem Antwortschreiben vom 29. Dezember 2025 bekundet, dass ein besonderes Augenmerk 

auf die Vermeidung von nicht notwendigen zusätzlichen Mehrbelastungen der Behörde gelegt wird. 

Das Gegenteil ist nun der Fall und eine Mehrbelastung der Länder ist dem Entwurf immanent. 

 

Darüber hinaus hat der Bund bislang nicht nachvollziehbar dargelegt, in welcher Form und in wel-

chem Umfang er die Länder bei der neuen Kostentragung unterstützen will, zumal das Land Wien 

festhält, dass jede Mehrbelastung durch den Bund auszugleichen ist. Diese fehlende Klarheit er-
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schwert nicht nur die Planbarkeit auf Länderebene, sondern gefährdet auch eine erfolgreiche und 

nachhaltige Umsetzung der Reform. 

 

Weiters wird darauf hingewiesen, dass dieses Gesetzespaket in einem untrennbaren 

Zusammenhang mit der Grundversorgungsvereinbarung – Art. 15a B-VG steht. Seitens des 

Bundesministeriums für Inneres wurden beginnend mit September 2025 Entwürfe zur Änderung der 

Grundversorgungsvereinbarung – Art. 15a B-VG an die Länder übermittelt und wurden diese 

zwischen Bund und Ländern verhandelt. Die Länder erhielten jedoch nur spärliche Informationen 

zum anstehenden AMPAG. Die übermittelten Entwürfe für eine Änderung der 

Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG lassen nun insbesondere mit dem in Begutachtung 

stehenden AMPAG viele Fragen offen und muss das derzeit gültige System der 

Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG daher grundlegend in Frage gestellt werden. 

 

Es wird nachdrücklich festgehalten, dass das bislang praktizierte System, wonach die Länder in er-

heblichem Umfang finanzielle Vorleistungen erbringen und in weiterer Folge in langwierigen Prüf-

verfahren mit dem Bund um die Anerkennung der angefallenen Kosten verhandeln müssen, nicht 

fortgeführt werden kann. Eine derartige Vorgangsweise widerspricht den Grundsätzen der Pla-

nungssicherheit sowie einer klaren und transparenten Aufgaben- und Finanzierungsverantwortung. 

Einer Leistungserbringung durch die Länder muss künftig eine gesicherte Finanzierung durch den 

Bund vorausgehen. 

 

Schließlich ist mit aller Deutlichkeit klarzustellen, dass die Verantwortung für eine faire und bundes-

weit ausgewogene Verteilung der Personen dem Bund obliegt. Diese bundesstaatliche Kernaufgabe 

kann nicht an die Länder delegiert werden, insbesondere nicht durch die Auslagerung entsprechen-

der Verfahren in das Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG). 

 

Überdies darf das in Aussicht genommene Bundesgesetz nur mit Zustimmung der Länder kundge-

macht werden. 

 

2) Zusätzliche finanzielle Ausgaben: 

 

Aufgrund der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über einen Kon-

sultationsmechanismus und einen künftigen Stabilitätspakt der Gebietskörperschaften, BGBl. I 

Nr. 35/1999, iVm § 1 der Kundmachung des Bundesministers für Finanzen über die Betragsgrenzen 

(Bund und Länder) nach der Vereinbarung über einen Konsultationsmechanismus für das Jahr 2025, 

BGBl. II Nr. 195/2025, werden Verhandlungen im Konsultationsgremium angeregt. 

 

Aus dem vorliegenden Begutachtungsentwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Asylgesetz 2005, 

das BBU-Errichtungsgesetz, das BFA-Einrichtungsgesetz, das BFA-Verfahrensgesetz, das Fremden-

polizeigesetz 2005, das Grundversorgungsgesetz - Bund 2005, das Niederlassungs- und Aufent-

haltsgesetz, das Staatsbürgerschaftsgesetz 1985 und das Ausländerbeschäftigungsgesetz geändert 

werden (Asyl- und Migrationspakt-Anpassungsgesetz - AMPAG), ergibt sich aus dessen Art. 7 Z 485 

(§ 46a iVm § 3 Abs. 1 letzter Satz NAG), dass die Familienzusammenführung mit international 

Schutzberechtigten aus dem Asylgesetz ins NAG verschoben wird. Das wird auch dadurch verdeut-

licht, dass der korrelierende § 35 AsylG 2005 entfallen soll (Art. 1 Z 90 des Begutachtungsentwurfs). 

Für die Abwicklung der Erstanträge ist eine Zuständigkeit des Bundesamtes für Fremdenwesen und 
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Asyl vorgesehen, die Verlängerungsanträge sollen hingegen in die Zuständigkeit der Landeshaupt-

leute fallen. 

 

Durch den vorliegenden Entwurf und die vorgesehene Änderung der Zuständigkeit in Bezug auf 

Verlängerungsanträge in Zusammenhang mit der Familienzusammenführung mit international 

Schutzberechtigten zu den NAG-Behörden kommt es zu einer wesentlichen Mehrbelastung der 

Länder. 

 

Das genaue Ausmaß der Mehrbelastung hängt von etlichen Variablen ab, neben der tatsächlichen 

Anzahl der Anträge und des Ausmaßes der jährlichen Quotenplätze sind auch etwa die Vollzie-

hungspraxis des Bundesamts für Fremdenwesen und Asyl, Anweisungen des Bundesministeriums 

für Inneres als Oberbehörde und die diesbezügliche Judikatur, aber auch demographische Parame-

ter wie die Anzahl nachgeborener Kinder und die Erfüllung der Integrationsvereinbarung durch die 

Antragsteller*innen relevant. 

 

Als Basis der vorliegenden Berechnung dient die Zahl der im Jahr 2024 erfassten Asylanträge nach 

Familiennachzug und für nachgeborene Kinder aus den veröffentlichten Statistiken des Bundesamts 

für Fremdenwesen und Asyl (11.943). 

 

Es gibt keine belastbaren Zahlen dazu, welcher Anteil aller in Österreich lebenden international 

Schutzberechtigten in Wien lebt und daher in die Zuständigkeit der Magistratsabteilung 35 - Ein-

wanderung und Staatsbürgerschaft fiele. Im aktuellen NAG-Vollzug entfallen mehr als 50 % der ös-

terreichweiten Fälle auf Wien. Eine Annäherung auf Basis der Bevölkerungsstatistiken führt zur An-

nahme, dass ein noch höherer Anteil an Geflüchteten nach Abschluss ihres Asylverfahrens in Wien 

lebt. Es wird daher eine Zuständigkeit für zwei Drittel aller Verfahren in Österreich angenommen, 

was zu einer Ausgangsbasis von 8.000 Verfahren pro Jahr führt. 

 

Da im Jahr 2025 auf Grund des per Verordnung der Bundesregierung zur Feststellung der Gefähr-

dung der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und des Schutzes der inneren Sicherheit, 

BGBl. II Nr. 127/2025, beschlossenen Aussetzens der Familienzusammenführung im Asylverfahren 

keine Anträge bearbeitet werden und sich diese ansammeln, wird für das Jahr 2026 die doppelte 

Anzahl, somit 16.000 Anträge betreffend das Land Wien angenommen. 

 

Die Erstanträge sind nach dem vorliegenden Entwurf quotenpflichtig. Im Bereich der Familienzu-

sammenführung sieht § 12 Abs. 7 NAG schon jetzt vor, dass quotenpflichtige Anträge, für die im Jahr 

der Antragstellung kein Quotenplatz mehr vorhanden ist, mit Ablauf des Quotenjahres (das Quoten-

jahr entspricht dem Kalenderjahr) auf die Quote des Folgejahres übertragen werden. Nach insge-

samt drei Jahren fallen Verfahren, die bis dahin immer noch der Quotenpflicht unterliegen, aus der 

Quotenpflicht heraus und müssen somit zusätzlich bearbeitet werden. 

 

Mangels konkreter Informationen zur beabsichtigten Höhe der Quoten beruht die Berechnung auf 

den aktuellen Quotenplätzen der schon jetzt im NAG geregelten Familienzusammenführung. Diese 

Quote sieht für Wien für das Jahr 2026 gemäß § 3 Abs. 9 Z 1 der Niederlassungsverordnung (zuletzt 

NLV 2025) insgesamt 2550 Quotenplätze vor. Die Quote nach § 3 Abs. 9 Z 1 NLV hat sich in den letz-

ten Jahren nicht verändert, weshalb auch für diese Berechnung von einer gleichbleibenden Quote 

für die Folgejahre ausgegangen wird. 
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Auf Grund dieser Quotenregelung ist mit einer im Zeitverlauf steigenden finanziellen Mehrbelastung 

zu rechnen, die im Jahr 2030 mit EUR 3.658.000 ihren Höhepunkt erreicht. 

 

Obwohl das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl die zuständige Behörde für die erstmalige Be-

antragung eines Aufenthaltstitels nach § 46a NAG sein soll, erkennen die Landesverwaltungsgerich-

te über die Beschwerden. Somit fungiert das Verwaltungsgericht Wien anstatt des bisher zuständi-

gen Bundesverwaltungsgerichtes als Beschwerdeinstanz. Dies sieht der vorliegende Entwurf in Art. 7 

Z 443 (§ 4 Abs. 2 NAG) vor. Es ist daher auch beim Verwaltungsgericht Wien mit einer zunehmenden 

Mehrbelastung zu rechnen. 

 

Gerade deshalb wäre es aus verfahrensökonomischen Gründen konsequent, auch das 

Bundesverwaltungsgericht weiterhin als Beschwerdeinstanz vorzusehen, da sich diese 

vollumfänglich bewährt hat. 

 

Eine Übertragung der Zuständigkeit auf die Landesverwaltungsgerichte ist auch deshalb nicht 

zielführend, da am Bundesverwaltungsgericht seit Jahren erfahrene Richter*innen in dieser Materie 

judizieren. In gesamtstaatlicher Hinsicht ist der in Aussicht genommenen Regelung weiters zu 

entgegnen, dass sich Richter*innen der Landesverwaltungsgerichte in die Materie neu einarbeiten 

müssten, obwohl die dafür notwendigen Ressourcen auf Grund der jedenfalls am 

Verwaltungsgericht Wien ohnehin bestehenden Arbeitslast (vgl. Tätigkeitsbericht des 

Verwaltungsgerichtes Wien aus dem Jahr 2024, S. 1 und 3) nicht zur Verfügung stehen. Zu bedenken 

ist überdies, dass auch in technischer Hinsicht keinerlei Schnittstellen zwischen dem Bundesamt für 

Fremdenwesen und Asyl und den Landesverwaltungsgerichten eingerichtet sind. Bei einer 

notwendigen Implementierung der neuen Gesetzeslage bedürfte dies einer technischen Umsetzung 

und würde damit ein erhöhter Administrativ- und Sachaufwand einhergehen. 

 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass der Familiennachzug für anerkannte 

Flüchtlinge mit 3. Juli 2025 bis Ende des Jahres 2025 sowie in der ersten Jahreshälfte 2026 bis 2. Juli 

2026 ausgesetzt wurde. Mit 12. Juni 2026 soll die Regelung des § 46a NAG in Kraft treten. Je nach 

Entwicklung der Asylanträge ist damit potenziell mit einer erheblichen Mehrbelastung zu rechnen, 

welche das Verwaltungsgericht Wien in der jetzigen Form auf keinen Fall bewältigen kann. 

 

Mit der Erweiterung des Zuständigkeitsbereiches der Landesverwaltungsgerichte als 

Beschwerdeinstanz hinsichtlich des neu geschaffenen § 46a NAG wird daher ein - sowohl in 

finanzieller als auch in personeller Hinsicht - signifikanter Belastungszuwachs einhergehen. 

 

Es ist zu berücksichtigen, dass das Vorhaben ein erhöhtes Verfahrensaufkommen besonders am 

Verwaltungsgericht Wien zur Folge haben wird, da sich die örtliche Zuständigkeit der 

Landesverwaltungsgerichte nach dem vorgeschlagenen § 4 Abs. 2 NAG dabei nach dem Wohnsitz 

oder beabsichtigten Wohnsitz des*der Fremden bzw. wenn er*sie sich nicht mehr im Bundesgebiet 

aufhält oder sein*ihr Aufenthalt unbekannt ist, nach dem Sprengel, in dem der*die Fremde zuletzt 

seinen*ihren Wohnsitz hatte oder in Ermangelung eines solchen, nach dem Sprengel in dem er*sie 

zuletzt aufhältig war, richten soll. Dies wird daher vor allem das Verwaltungsgericht Wien betreffen, 

da bekannterweise in Wien eine hohe Anzahl an Fremden ansässig ist. Es ist darauf hinzuweisen, 

dass zur Prüfung der Voraussetzungen gemäß § 46a NAG (voraussichtlich) mündliche 

Verhandlungen durchzuführen sind, zumal in praxi die Bestimmung des § 19 Abs. 12 NAG restriktiv 

auszulegen ist (vgl. Gratzl, NAG Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (2025) § 19, Rz 27). Eine 
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erhebliche Bindung personeller - vor allem richterlicher - Ressourcen ist daher anzunehmen. Auf 

Grund der seit Jahren bestehenden Überlastung der Richter*innen am Verwaltungsgericht Wien 

können die in Aussicht genommenen Änderungen nicht durch vorhandene Personalressourcen 

bewältigt werden. Die Einhaltung der gesetzlichen Verfahrensfristen bzw. ein effektiver 

Rechtsschutz wäre folglich lediglich durch zusätzliches (richterliches) Personal zu bewerkstelligen. 

 

3) Wirkungsorientierte Folgenabschätzung (WFA) 

 

Es ist festzuhalten, dass im Zuge der Verwaltungsreform regelmäßig Gespräche zwischen den Lan-

deshauptleuten und der Bundesregierung stattfinden. Vor diesem Hintergrund erscheint es bemer-

kenswert, dass der finanzielle Aspekt bislang nicht Gegenstand der Beratungen in den einschlägigen 

Arbeitsgruppen war. 

 

Die WFA des AMPAG ist im Hinblick auf die Auswirkungen auf Länder und Gemeinden unzu-

reichend. Die Darstellung konzentriert sich weitgehend auf die Einsparungen des Bundes; eine 

gleichwertige Darstellung der länderspezifischen und kommunalen Mehrbelastungen fehlt. 

 

Obwohl die WFA die Nettofinanzierung der Länder in zusammengefasster Form ausweist, fehlt eine 

detaillierte Aufschlüsselung jener Kostenpositionen, die unmittelbar aus der Verlagerung bisheriger 

Bundesaufgaben resultieren. Gerade im Zusammenhang mit der Überführung des Familiennachzugs 

und der Zielgruppe der in Österreich nachgeborenen Kinder von Asylberechtigten und subsidiär 

Schutzberechtigten vom Asylgesetz 2005 in das Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG) ent-

stehen zusätzliche Verwaltungs- und Verfahrenskosten in der mittelbaren Bundesverwaltung, deren 

voraussichtliches Ausmaß weder quantifiziert noch explizit erläutert wird. 

 

Einsparungen des Bundes, etwa durch reduzierte Personal- und Sachaufwände im Bereich der BFA-

Verfahren, werden beschrieben, die korrespondierenden Mehraufwände der Länder hingegen wer-

den nicht näher erläutert. 

 

Der Wegfall des bisherigen Zulassungsverfahrens und damit einhergehende Änderungen in der 

Zuständigkeitssystematik der Grundversorgung sowie die geänderten Regelungen im Hinblick auf 

den Familiennachzug und die Zielgruppe der nachgeborenen Kinder von Asylberechtigten und sub-

sidiär Schutzberechtigten bedingen zusätzliche organisatorische Anforderungen an die Länder, ins-

besondere: 

 

zusätzliche Fallbearbeitungen im Rahmen der NAG-Verfahren, 

erhöhter Beratungs- und Informationsaufwand 

etwaiger Anpassungsbedarf im IT- und Prozessbereich sowie 

zusätzlicher Schulungs- und Umsetzungsbedarf in den Landesstellen. 

 

Diese Aspekte werden in der WFA nicht näher erläutert, daher können die mittel- und langfristigen 

finanziellen Auswirkungen des Gesetzesvorhabens nicht umfassend bewertet werden, was insbe-

sondere in einer Zeit der Budgetknappheit nicht zumutbar ist. 

 

Weiters prognostiziert die WFA eine Reduktion der Anzahl von grundversorgten Personen in Bun-

des- als auch in Landesgrundversorgung. Exklusive Ukraine-Vertriebene, die vom AMPAG nicht tan-

giert werden, befänden sich derzeit 22.900 Personen in Landes-Grundversorgung. Da die Voraus-
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schau im Flüchtlingsbereich schwer zu erstellen sei, verzichtet die WFA hier auf eine konkrete Prog-

nose und nennt beispielhalber zwei Szenarien: Den Rückgang von einerseits 10.000 Personen - also 

eine Halbierung der grundversorgten Personen - sowie den Rückgang um 2.000 Personen. Daraus 

wird ein entsprechend variierendes Einsparungspotenzial abgeleitet. Diese Reduktion wird haupt-

sächlich aus der Verfahrenseffizienz (beschleunigte Verfahren etc.) sowie der Struktur der Antrag-

steller*innen abgeleitet. Diese Annahme der Halbierung der grundversorgten Personen wirkt jedoch 

zu hoch gegriffen und werden in beiden Szenarien Folgekosten außer Acht gelassen. 

 

Die finanziellen Auswirkungen der geplanten Änderung für Wien sind derzeit nur eingeschränkt 

prognostizierbar, da Fluchtbewegungen schwierig zu quantifizieren und die langfristigen Auswir-

kungen der Reform des europäischen Asyl- und Migrationssystems auf die Flüchtlingsströme nach 

Österreich noch gänzlich ungewiss sind. 

 

Im Hinblick auf die geänderten Regelungen betreffend Familiennachzug und die Zielgruppe der 

nachgeborenen Kinder von Asylberechtigten und subsidiär Schutzberechtigten wird darauf hinge-

wiesen, dass diese Personengruppen, die auf Grund der geplanten Regelungen einen Aufenthaltsti-

tel nach dem NAG erhalten sollen, derzeit nicht in die Kostenteilung gemäß Grundversorgungsver-

einbarung - Art. 15a B-VG fallen. 

 

Familienmitglieder, die nicht in die Grundversorgung aufgenommen werden, sind nicht automatisch 

an die Sozialhilfe angebunden. Dennoch entsteht ein faktischer Versorgungsbedarf - etwa, wenn die 

Ankerperson, die zum Zeitpunkt des Familiennachzugs ausreichend Einkommen vorweisen konnte, 

später ihre Beschäftigung verliert. Diese potenziellen Folgekosten - unabhängig davon, welche Ge-

bietskörperschaft sie letztlich tragen muss - werden in der WFA nicht dargestellt und sind für eine 

vollständige Bewertung des Vorhabens unerlässlich. 

 

In Österreich nachgeborene Kinder von subsidiär Schutzberechtigten, die künftig einen Aufenthalts-

titel Rot-Weiß-Rot-Karte plus gemäß § 46a NAG erhalten, wären nach den derzeitigen Entwürfen 

unversorgt. Sie wären nicht krankenversichert und würden keine Sozialleistungen erhalten, denn 

diese Kinder wären auf Grund der vorliegenden Entwürfe weder Zielgruppe der Mindestsicherung 

noch der Grundversorgung. Derzeit erhalten diese Kinder Grundversorgung. Auf Basis der Grund-

versorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG werden die Kosten für die Versorgung dieser Kinder zu 

60 % vom Bund und zu 40 % von den Ländern getragen. 

 

Um im Sinne des Kindeswohls eine Mindestversorgung sicherzustellen, müsste der Fonds Soziales 

Wien seine geltenden Förderrichtlinien ändern und diese Kinder in die Grundversorgung aufneh-

men. Der Fonds Soziales Wien hätte dadurch allerdings 100 % der Kosten für die Versorgung dieser 

Kinder zu zahlen. 

 

In Wien befanden sich 2025 durchschnittlich rund 1.199 Kinder im Alter von 0 bis einem Jahr in der 

Grundversorgung - distinkt betrachtet rund 2.700 Kinder, 2024 etwa die Hälfte dieser Zahl. Für das 

zweite Halbjahr 2026 ist - konservativ geschätzt - mit zusätzlich rund 500 nachgeborenen Kindern 

zu rechnen, welche alle einen Aufenthaltstitel Rot-Weiß-Rot-Karte plus nach § 46a NAG erhalten 

würden. Erste Schätzungen des Fonds Soziales Wien für das Jahr 2026 verorten diesbezügliche 

Mehrkosten in der Höhe von rund EUR 1,420.000 für das Land Wien (Annahme 521 Personen für das 

2. Halbjahr 2026). In den Folgejahren ist auf Grund einer steigenden Anzahl dieser Fälle mit einer 

100 %igen Kostentragung durch das Land Wien mit einem kontinuierlichen Anstieg der Mehrkosten 
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zu rechnen, da diese Kinder weiterhin zu versorgen sind und laufend neue Fälle hinzukommen wer-

den. 

Für Familienzusammenführungen lassen sich aktuell keine Kostenschätzungen erstellen, da keine 

Detailinformationen zur geplanten Quotenregelung vorliegen. 

 

Zusätzlich wird in der WFA erwähnt, dass künftig die Verlängerung und Neuausstellung von Aufent-

haltstiteln und -karten, nach einer kostenlosen Erstausstellung, vergebührt werden muss. Die dies-

bezüglichen angenommenen Mehreinnahmen des Bundes werden mit jährlich EUR 474.000 bezif-

fert. 

 

Aus Sicht von Ländern und Gemeinden sind daher folgende Ergänzungen erforderlich: 

 

detaillierte Quantifizierung der länderspezifischen Kosten 

transparente Gegenüberstellung von Bundes-Einsparungen und Belastungen der Länder 

Szenarienrechnungen zur Entwicklung der Grundversorgung 

Darstellung der Kosten nach Wegfall der EU-Kofinanzierung 

 

Die Umsetzung der Reform des gemeinsamen europäischen Asylsystems erfordert eine enge Ab-

stimmung zwischen Bund und Ländern. Eine vollständige und realistische Darstellung der finanziel-

len und organisatorischen Auswirkungen ist daher unerlässlich. Die vorliegende WFA bietet eine 

Ausgangsbasis, benötigt aber wesentliche Ergänzungen bzw. Präzisierungen. 

 

4) Inhaltliche Begutachtung: 

 

Zu Artikel 1 (Änderung des Asylgesetzes 2005) 

 

Zu Z 68 (§ 15b) 

 

Hinsichtlich der Anordnung der Unterkunftnahme für Antragsteller*innen sprach der Bund in der 

Vergangenheit von der Etablierung eines gemeinsamen Prozesses zwischen dem Bundesamt für 

Fremdenwesen und Asyl und den Ländern bzw. sonstigen Stakeholdern als Informationsschiene. Die 

Beschreibung dieses Prozesses blieb bislang aus und finden sich auch in den Erläuterungen keine 

näheren diesbezüglichen Informationen. In diesem Zusammenhang werden Konkretisierungen ge-

fordert. 

 

Zu Z 131 (§ 68) 

 

Der Inhalt der Bestimmung soll laut den Erläuterungen im Zuge der anstehenden Novellierung des 

Integrationsgesetzes (IntG) in dieses aufgenommen und an die Vorgaben des Art. 35 der Status-

Verordnung und Art. 18 der Aufnahmerichtlinie (EU 2024/1346) angepasst werden. Die entspre-

chenden Gesetzesentwürfe zum Integrationsgesetz liegen - trotz des bevorstehenden Ablaufs der 

europarechtlichen Umsetzungsfrist - derzeit noch nicht vor. Es wird darauf hingewiesen, dass die 

Umsetzung im Integrationsgesetz im Sinne der europarechtlichen Vorgaben erfolgen muss. Diese 

sehen vor, dass die Mitgliedstaaten nach Art. 18 der Aufnahmerichtlinie den Zugang zu Sprachkur-

sen auch für Antragsteller*innen sicherzustellen haben. 
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Zu Artikel 6 (Änderung des Grundversorgungsgesetzes - Bund 2005) 

 

Zu Z 393 (§ 1 Z 5 und 6) 

 

Es erfolgte keine nähere Definition der Begriffe: „Zuwendungen zur Deckung des täglichen Bedarfs“, 

„im Rahmen der Grundversorgung gewährten materiellen Leistungen“ und „Mindestmaß an Eigen-

ständigkeit“. Die Begriffe sollten einheitlich und ausführlich im Gesetzestext und in den Erläuterun-

gen definiert werden. Zusätzlich scheint die Aufnahme entsprechender Definitionen in die Grund-

versorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG notwendig. Generell sollten sich wesentliche Inhalte des 

Grundversorgungsgesetzes - Bund 2005 (GVG-B 2005) mit jenen der Grundversorgungsvereinba-

rung - Art. 15a B-VG im Sinne der Schaffung einheitlicher Standards decken. Siehe dazu auch die 

Ausführungen unter § 3 Abs. 2 und 3 (Z 406). 

 

Zu Z 395 (§ 2 Abs. 1 und 1a) und Z 415 (§ 6 Abs. 1 und 2) 

 

In Hinblick auf die Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes und in Hinblick auf die Aufnahme-

richtlinie (Richtlinie (EU) 2024/1346) werden die Bestimmungen der §§ 2 Abs. 1 und 1a sowie § 6 

Abs. 1 und 2 GVG-B 2005 in der vorgeschlagenen Fassung kritisch gesehen. 

 

Die Richtlinie (EU) 2024/1346 tritt mit 12. Juni 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die RL 2013/33/EU 

außer Kraft. 

 

Art. 17 Abs. 2 der RL 2013/33/EU lautet:  

 

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die im Rahmen der Aufnahme gewährten materiellen Leistungen 

einem angemessenen Lebensstandard entsprechen, der den Lebensunterhalt sowie den Schutz der phy-

sischen und psychischen Gesundheit von Antragstellern gewährleistet. 

 

Art. 19 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2024/1346 lautet: 

 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Antragsteller ab dem Zeitpunkt der Stellung des Antrags 

auf internationalen Schutz im Einklang mit Artikel 26 der Verordnung (EU) 2024/1348 im Rahmen der 

Aufnahme materielle Leistungen in Anspruch nehmen können. 

 

Vom persönlichen Anwendungsbereich dieser Richtlinien sind Drittstaatsangehörige und Staatenlo-

se, die im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten, einschließlich an der Außengrenze, in den Hoheitsge-

wässern oder in den Transitzonen, einen Antrag auf internationalen Schutz stellen, solange diese 

Drittstaatsangehörigen und Staatenlosen als Antragsteller*innen im Hoheitsgebiet verbleiben dür-

fen, umfasst. 

 

Asylwerber*innen („Antragsteller“) haben daher einen im Unionsrecht begründeten Anspruch da-

rauf, dass ihnen ab Antragstellung und so lange über den Asylantrag nicht rechtskräftig abgespro-

chen wurde, vom jeweiligen Mitgliedstaat „materielle Leistungen“ gewährt werden. Die Mitglied-

staaten haben den Antragsteller*innen auf Grund des Unionsrechts einen angemessenen Lebens-

standard zu gewährleisten. 
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Bisher war klar geregelt, dass die Zuständigkeit der Bundes-Grundversorgung bis zur Zulassung zum 

Asylverfahren besteht. Erst nach erfolgter Zulassung war eine Zuweisung einer asylwerbenden Per-

son (nunmehr „Antragssteller“) an ein Bundesland möglich und setzte das Einvernehmen mit dem 

jeweiligen Bundesland voraus. 

 

In § 2 Abs. 1 GVG-B 2005 in der vorgeschlagenen Fassung ist beabsichtigt, die Grundversorgung von 

Antragsteller*innen zeitlich zu beschränken und ihnen nur insoweit Grundversorgung zu gewähren, 

als einer der Tatbestände des § 2 Abs. 1 Z 1 bis 5 oder § 2 Abs. 1a Z 1 bis 5 GVG-B 2005 der vorge-

schlagenen Fassung erfüllt ist. 

 

§ 6 GVG-B 2005 in der vorgeschlagenen Fassung enthält die Überschrift „Grundversorgung durch 

den Bund nach erfolgtem Zuständigkeitsübergang“. Abs. 1 und 2 lauten: 

 

„(1) Die erstmalige Unterbringung in einer Betreuungseinrichtung eines Bundeslandes erfolgt gemäß 

Art. 3 Abs. 2 Z 1 der Grundversorgungsvereinbarung. Dem Antragsteller ist formlos mitzuteilen, in wel-

cher Betreuungseinrichtung eines Bundeslandes ihm künftig die Grundversorgung gewährt wird und es 

ist ihm die kostenlose Anreise zu dieser zu ermöglichen. 

 

(2) Der Bund kann Antragsteller bis zur Umsetzung der Zuteilung auf die Länder gemäß Art. 3 Abs. 2 Z 1 

der Grundversorgungsvereinbarung im unbedingt erforderlichen Ausmaß in der Betreuungseinrichtung 

des Bundes bis maximal 14 Tage nach erstmaliger Zuteilung auf die Länder weiter versorgen.“ 

 

Die genannte Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art. 15a B-VG über ge-

meinsame Maßnahmen zur vorübergehenden Grundversorgung für hilfs- und schutzbedürftige 

Fremde (Asylwerber*innen, Asylberechtigte, Vertriebene und andere aus rechtlichen oder faktischen 

Gründen nicht abschiebbare Menschen) in Österreich (Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a  

B-VG) BGBl. I Nr. 80/2004 in der Fassung BGBl. I Nr. 3/2025, regelt im Kern eine (von § 2 des Finanz-

Verfassungsgesetzes abweichende) Kostentragung in Hinblick auf die Versorgung unterschiedlicher 

Gruppen Fremder zwischen Bund und Ländern. 

 

Auf Grund des Wortlautes der zitierten vorgeschlagenen Bestimmungen des GVG-B 2005 ist davon 

auszugehen, dass dem Entwurf der Gedanke zugrunde liegt, dass behördliche Verfahren in Zusam-

menhang mit Gewährung, Einschränkung und Entziehung von Grundversorgung in Hinblick auf An-

tragsteller*innen, deren Asylverfahren keinen der in § 2 Abs. 1 und 1a GVG-B 2005 in der vorge-

schlagenen Fassung normierten Tatbestände erfüllen, nicht in (unmittelbarer) Bundesverwaltung 

geführt werden. 

 

Nach der Rechtsprechung der Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts muss im Anwendungsbereich 

der Aufnahmerichtlinie (RL 2013/33/EU) ein Rechtsschutz insoweit bestehen, als Grundversorgung 

unmittelbar, d.h. ohne, dass ein Antrag gestellt werden muss, zu gewähren ist (VwGH vom 

20. Dezember 2018, Zl. Ra 2018/21/0154). Die Einschränkung bzw. der Entzug von Grundversor-

gungsleistungen setzt eine im Einzelfall begründete Entscheidung voraus, die im Rahmen eines im 

innerstaatlichen Recht vorgesehenen Rechtsweg letztlich vor einem Gericht bekämpfbar sein muss 

(VfSIg. Nr. 20.098/2016 mwN). Auch die Richtlinie (EU) 2024/1346 sieht derartige Anforderungen 

an den Rechtsschutz vor (vgl. Art. 29 Abs. 1). 
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Wenngleich die Grundversorgungsvereinbarung Bund und Ländern wechselseitig (operative) Auf-

gaben zuweist und Bestimmungen zur Kostentragung enthält, ändert sich durch die Vereinbarung 

nicht, wer nach dem B-VG die Rechtsschutzgarantien der Richtlinie (EU) 2024/1346 umsetzen muss 

(VfSlg. Nr. 10.292/1984; zur Grundversorgungsvereinbarung im Speziellen siehe Muzak, B-VG6 

Art. 15a (Stand 1. Oktober 2020, rdb.at) RZ 3). 

 

Das Zuständigkeitssystem soll den Erläuterungen zufolge nun dahingehend geändert werden, dass 

die Grundversorgung hinsichtlich bestimmter beschleunigter Verfahren ab Vorliegen einer Progno-

seentscheidung in die Zuständigkeit der Länder fällt. Grundsätzlich soll bei Verfahren mit rasch mög-

licher Außerlandesbringung die Bundeszuständigkeit gegeben sein. Hingegen sollen Antragstel-

ler*innen bei solchen Verfahren, bei denen ein langwieriges Verfahren zur Außerlandesbringung 

folgen könnte, in die Zuständigkeit der Landes-Grundversorgung fallen (Erläuterungen S. 99 und 

S. 100). Der Bund wäre lediglich für bestimmte beschleunigte Verfahren gemäß Art. 42 Abs. 1 lit. a, c, 

d, e und j der Verfahrensverordnung (EU) 2024/1348 zuständig. In die Landeszuständigkeit fiele 

damit etwa die Versorgung von Antragsteller*innen, bei denen es triftige Gründe für die Annahme 

gibt, dass sie eine Gefahr für die nationale Sicherheit oder die öffentliche Ordnung darstellen (Art. 42 

Abs. 1 lit. f der Verfahrensverordnung). 

 

Der Bund unterließ es, im Zuge der Erläuterungen ausführlich darzustellen, weshalb die Zuständig-

keit der Länder in bestimmten Fällen der beschleunigten Verfahren konkret sinnvoll und notwendig 

erscheint. Die in den Erläuterungen angeführte Pauschalbegründung ist nicht ausreichend, um den 

Regelungszweck konkret nachvollziehen zu können. Dies insbesondere in Anbetracht dessen, dass 

der Bund für die schnelle Außerlandesbringung von sogenannten „Gefährdern“ zuständig ist - die 

Verlagerung der Versorgung dieser Personengruppe in Zusammenhang mit beschleunigten Verfah-

ren in die Landeszuständigkeit erscheint daher sinnwidrig. 

 

Änderungen im Zuständigkeitssystem, welche in der Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG 

keine spiegelbildliche Deckung finden, sind aus Sicht des Landes Wien nicht hinnehmbar und stellen 

darüber hinaus eine Regelungslücke dar. 

 

In seiner jüngsten grundversorgungsrechtlichen Rechtsprechung (VfGH vom 7. Oktober 2021, 

A5/2021) äußerte sich der Verfassungsgerichtshof zur kompetenzrechtlichen Einordnung hinsicht-

lich aller Tatbestände, die in der Grundversorgungsvereinbarung gemäß Art. 15a B-VG, BGBl. I 

Nr. 80/2004, geregelt werden. 

 

Der Verfassungsgerichtshof beschäftigte sich mit der Frage, ob die Grundversorgung von Asylwer-

ber*innen kompetenzrechtlich eine Angelegenheit des Armenwesens im Sinne des Art. 12 Abs. 1 Z 1 

B-VG und daher nur in Grundsatzgesetzgebung Bundessache und in Ausführungsgesetzgebung und 

Vollziehung Landessache ist, oder ob es sich um eine Annexmaterie zum Asylkompetenztatbestand 

(Art. 10 Abs. 1 Z 3 B-VG) und daher in Gesetzgebung und Vollziehung um Bundessache handelt. 

 

Der Verfassungsgerichtshof führt aus, dass die Grundversorgung hilfsbedürftiger Fremder, auch 

nach negativer Entscheidung über ihren Asylantrag, kompetenzrechtlich gemäß Art. 10 Abs. 1 Z 3 

(und 7) B-VG in den Aufgabenbereich des Bundes falle, solange ein Konnex zum Asylverfahren in-

soweit bestehe, als ihr Aufenthalt in Österreich eine Folge ihres Asylantrages sei. In diesen Fällen 

bestehe ein enger sachlicher Zusammenhang zwischen Versorgungsleistungen und Fremdenrecht. 

Daraus folge, dass die Bundeszuständigkeit erst dann ende, wenn rechtskräftig positiv über das Auf-
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enthaltsrecht eines*r früheren Asylwerbers*in abgesprochen worden sei oder der*die Asylwerber*in 

das Bundesgebiet verlassen habe (VfGH vom 7. Oktober 2021, A5/2021, RZ 32). 

 

Der Kompetenztatbestand Armenwesen im Sinne des Art. 12 Abs. 1 Z 1 B-VG ist nach der Judikatur 

des Verfassungsgerichtshofes nur dann eine taugliche Kompetenzgrundlage, wenn eine Zuwendung 

„allein aus dem Motiv der Hilfsbedürftigkeit gewährt wird“ (VfSlg. Nr. 17.942/2006 mit Hinweis auf 

VfSlg. Nr. 4609/1963). Daraus folgt, dass die Bundeszuständigkeit erst dann endet, wenn (rechts-

kräftig) positiv über das Aufenthaltsrecht eines früheren Asylwerbers abgesprochen worden ist oder 

aber der Asylwerber das Bundesgebiet verlassen hat (VfSlg. Nr. 20.503/2021, RZ 32). Auf Grund des 

spezifischen Materienbezugs fallen Regelungen über die Betreuung von Asylwerber*innen während 

des Asylverfahrens unter „Asyl“ im Sinne des Art. 10 Abs. 1 Z 3 B-VG und nicht unter „Armenwesen“ 

(Muzak, B-VG6 Art. 12 (Stand 1. Oktober 2020, rdb.at) RZ 2; vgl. auch VfSlg. Nr. 17.942/2006 auf 

S. 10: „auch die Grundversorgung von Asylwerbern nach deren Zulassung (§ 6 GVG-B 2005) erfolgt 

im Zusammenhang mit einem laufenden Asylverfahren“). 

 

Zuletzt hat der Verfassungsgerichtshof in seinem Beschluss vom 5. Oktober 2022, G 172/2021-19, 

unter Verweis auf die obzitierte Vorjudikatur ausgeführt, dass die Angelegenheit der Grundversor-

gung von Asylwerber*innen gemäß Art. 10 Abs. 1 Z 3 (und 7) B-VG in die Zuständigkeit des Bundes 

fällt und dieser zur Grundversorgung völker- (siehe Art. 23 GFK) und unionsrechtlich (vgl. RL 

2013/33/EU) verpflichtet ist. 

 

Legt der Bund im vorliegenden Gesetzesentwurf nun seine Zuständigkeit zur Versorgung von Asyl-

werber*innen nur für bestimmte Fälle fest, ohne zuvor das partnerschaftliche Einvernehmen über die 

Aufgabenbereiche der Länder im Zuge einer Änderung der Grundversorgungsvereinbarung - 

Art. 15a B-VG herzustellen, so verkennt er seine ihm nach der verfassungsrechtlichen Kompetenz-

verteilung obliegenden Zuständigkeiten. Finden sich die seitens des Bundes gewünschten Änderun-

gen nicht spiegelbildlich auch in der Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG, entsteht eine 

Regelungslücke. Ohne Abschluss einer entsprechenden Art. 15a-Vereinbarung können die Länder 

die angeführten Aufgaben nicht übernehmen. 

 

Einige Bundesländer haben die Rechtsschutzgarantien der RL 2013/33/EU umgesetzt, indem sie 

landesgesetzlich hoheitliche Verfahrensbestimmungen in Zusammenhang mit der Gewährung von 

Grundversorgung an Asylwerber*innen („Antragsteller“) normierten. Beim Verfassungsgerichtshof 

sind nach Anträgen des Landesverwaltungsgerichts Tirol derzeit mehrere Gesetzesprüfungsverfah-

ren, die sich mit der Aufhebung mehrerer Bestimmungen des Tiroler Grundversorgungsgesetzes 

wegen der dargestellten Kompetenzlage und einer damit einhergehenden Kompetenzwidrigkeit 

beschäftigen, anhängig (VfGH G 219/2024; G 1/2025; G 82/2025 uva.). 

 

Aus den genannten Gründen wird eine Novelle des GVG-B 2005, mit der keine vollständige Umset-

zung der die Antragsteller*innen hinsichtlich „materieller Leistungen“ begünstigenden Bestimmun-

gen der Richtlinie (EU) 2024/1346 einhergeht, kritisch gesehen. Insbesondere gibt es keine verfas-

sungs- und konkret kompetenzrechtliche Grundlage für den in der vorgeschlagenen Fassung ge-

nannten „Zuständigkeitsübergang“ vor rechtskräftigem Abschluss des Asylverfahrens. Aus Sicht des 

Landes Wien ist die Umsetzung der dem*der Antragsteller*in aus der Richtlinie (EU) 2024/1346 er-

wachsenden Vorteile auf Grund des Asylkompetenztatbestandes (Art. 10 Abs. 1 Z 3 B- VG) auch über 

die Einschränkung in der vorgeschlagenen Fassung des GVG-B 2005 hinaus (bis zum rechtskräftigen 

Abschluss des Asylverfahrens) Bundessache. 
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Das Land Wien vertritt weiterhin die in der Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG abgebil-

dete Position: Die Grundversorgung soll bundesweit einheitlich sein, partnerschaftlich durchgeführt 

werden, eine regionale Überbelastung vermeiden und Rechtssicherheit für die betroffenen Fremden 

schaffen. Eine partnerschaftliche Abwicklung der Grundversorgung ist allerdings auf Seiten des 

Bundes nicht erkennbar, soweit Änderungen der Zuständigkeitssystematik im Alleingang gesetzlich 

verankert werden sollen. Bislang wurde auch noch nicht abgebildet, ob und wie sich die geplante 

Zuständigkeitssystematik auf die Kostentragung auswirkt. 

 

Im Zuge geplanter Änderungen der Zuständigkeitssystematik, ist eine genaue Definition dahinge-

hend, ab welchem Verfahrensstatus die Zuständigkeit der Länder beginnt, unumgänglich, damit die 

Bestimmungen die Voraussetzungen des Bestimmtheitsgebotes nach Art. 18 B-VG erfüllen. Die Zu-

ständigkeit für die Grundversorgung muss weiters strikt an den Status des Asylverfahrens geknüpft 

sein, nicht an das Verhalten der betroffenen Personen. 

 

Auch allgemeine Fragen in Zusammenhang mit dem Wegfall des Zulassungsverfahrens, die weder 

unter Heranziehung des Gesetzestextes noch der Erläuterungen beantwortet werden können, ste-

hen im Raum: 

 

Der Bund leistet nach § 2 Abs. 1 Z 2 die Grundversorgung, solange die Behörde die Zulässigkeit eines 

Folgeantrags gemäß Art. 38 Abs. 2 der Verfahrensverordnung prüft, sofern der Bund dem*der An-

tragsteller*in die Grundversorgung bereits bei Abschluss des vorangegangenen Verfahrens geleistet 

hat. Ein „Folgeantrag“ ist ein weiterer Antrag auf internationalen Schutz, der in einem beliebigen 

Mitgliedstaat nach Erlass einer unanfechtbaren Entscheidung über einen früheren Antrag gestellt 

wird. Daraus ergibt sich nun für die Normunterworfenen die Frage, ob der Bund die Zuständigkeit 

für die Grundversorgung auch übernimmt, wenn ein*e Antragsteller*in eine rechtskräftige Entschei-

dung in einem anderen Mitgliedstaat erhalten hat und nun in Österreich (erstmalig) einen Folgean-

trag stellt. Um Regelungslücken zu vermeiden, wäre in den Erläuterungen klarzustellen, dass selbst-

verständlich auch derartige Konstellationen in die Bundeszuständigkeit fallen. 

 

Weiters bleibt fraglich, wie Folgeanträge in Zusammenhang mit dem Grenzverfahren behandelt 

werden. Die Verfahrensverordnung differenziert hinsichtlich des Grenzverfahrens nicht danach, ob 

es sich um einen Erstantrag oder um einen Folgeantrag handelt. Es kann jedoch nicht davon ausge-

gangen werden, dass die Höchstdauer von zwölf Wochen (Art. 51 der Verfahrensverordnung) erneut 

zur Verfügung steht, wenn nach ab- oder zurückweisender Entscheidung im Asylverfahren an der 

Grenze ein Folgeantrag gestellt wird. Dies würde faktisch eine Umgehung der Höchstgrenze darstel-

len, die kategorisch abzulehnen ist. Eine entsprechende Klarstellung in die Erläuterungen wäre auf-

zunehmen. 

 

In diesem Zusammenhang stellt sich auch die Frage, wie sich die Zuständigkeit zur Grundversorgung 

bei Überschreitung der Höchstdauer der Grenzverfahren bzw. wenn die Gründe für die Durchfüh-

rung dieses Verfahrens nicht mehr gegeben sind, gestaltet. Klarstellungen in den Erläuterungen 

wären wünschenswert. 

 

Die Zuständigkeit des Bundes für die Grundversorgung soll jedenfalls nicht nur für Grenzverfahren, 

sondern auch für anschließende Rückkehrverfahren, deren Dauer weitere zwölf Wochen beträgt 
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(Art. 51 Abs. 2 der Verfahrensverordnung, Art. 4 Abs. 2 der Grenzrückführungsverordnung), gelten - 

eine entsprechende erläuternde Klarstellung wäre wünschenswert. 

 

Die deutliche Ausweitung des Konzepts von beschleunigten Verfahren eröffnet einen großen Inter-

pretationsspielraum. Der Gesetzgeber unterließ es, diesen Interpretationsspielraum mittels Ausfüh-

rungen in den Erläuterungen zu verringern, was mit großer Rechtsunsicherheit einhergeht. So ist 

etwa fraglich, wann „der Antragsteller bei der Einreichung seines Antrags und der Darlegung der 

Tatsachen nur Umstände vorgebracht hat, die für die Prüfung der Frage, ob er als Person mit An-

spruch auf internationalen Schutz gemäß der Verordnung (EU) 2024/1347 anzuerkennen ist, nicht 

von Belang sind“ (Art. 42 Abs. 1 lit. a der Verfahrensverordnung). 

 

Ergänzend wird angeführt, dass in § 2 Abs. 1 sowie 1a GVG-B 2005 explizit angeführt werden sollte 

(wie auch in der geltenden Fassung), dass der Bund die Grundversorgung in Betreuungseinrichtun-

gen des Bundes leistet. Generell ist es notwendig, in sämtlichen Bestimmungen des Grundversor-

gungsgesetzes - Bund 2005 einheitlich zu definieren, ob es sich um Bundes- oder Landesgrundver-

sorgungseinrichtungen handelt, sofern im Gesetzestext auf Betreuungseinrichtungen verwiesen 

wird - bislang wurde dies im Gesetzestext uneinheitlich und somit juristisch unsauber angeführt. 

 

Zu Z 403 (§ 2 Abs. 4) 

 

Fraglich im vorliegenden Entwurf ist, wie die medizinische Versorgung im Rahmen der Bundes-

Grundversorgung erfolgt. § 2 Abs. 4 regelt, dass Antragsteller*innen in Betreuungseinrichtungen 

des Bundes eine medizinische Untersuchung zu ermöglichen ist. Für den Fall, dass kein Krankenver-

sicherungsschutz in der Bundes-Grundversorgung besteht, wäre ergänzend zu regeln, inwiefern die 

Kosten einer medizinischen Versorgung vom Bund übernommen werden. Gemäß Art. 22 der Auf-

nahmerichtlinie (EU) 2024/1346 ist eine medizinische Notversorgung nicht ausreichend, es muss 

auch eine unbedingt erforderliche Behandlung von Krankheiten, einschließlich schwerer psychischer 

Störungen, sowie die zur Behandlung von schweren körperlichen Beschwerden erforderliche Ge-

sundheitsversorgung im Bereich der sexuellen und reproduktiven Gesundheit gewährleistet werden. 

Weiters ist den Kindern von Antragsteller*innen und minderjährigen Antragsteller*innen dieselbe 

Art von Gesundheitsversorgung zu gewähren, wie minderjährigen Staatsangehörigen (Art. 22 Abs. 2 

der Aufnahmerichtlinie). Antragsteller*innen mit besonderen Bedürfnissen ist die erforderliche me-

dizinische oder sonstige Hilfe, wie etwa notwendige Rehabilitationsmaßnahmen und medizinische 

Assistenzprodukte, einschließlich einer geeigneten psychologischen Betreuung zu gewährleisten 

(Art. 22 Abs. 3 der Aufnahmerichtlinie). 

 

Der Entwurf des Grundversorgungsgesetzes-Bund 2005 normiert in § 2 Abs. 1, dass der Bund An-

tragsteller*innen Grundversorgung ab Stellung des Antrages leistet, legt aber den Umfang der 

Grundversorgung und damit der medizinischen Versorgung nicht konkret fest, sondern verweist in 

§ 1 Z 3 GVG-B 2005 auf die nach der Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG zu erbringen-

den Leistungen. Die geltende Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG umfasst nach Art. 6 

Abs. 1 Z 5 die Sicherung der Krankenversorgung im Sinne des Allgemeinen Sozialversicherungsge-

setzes durch die Bezahlung der Krankenversicherungsbeiträge. Dieses System der medizinischen 

Versorgung entspricht den unionsrechtlichen Vorgaben der Aufnahmerichtlinie, da sie Antragstel-

ler*innen dieselbe Gesundheitsversorgung wie Staatsangehörigen gewährleistet. 
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Zu Z 405 (§ 2a und 2b) 

 

Es ist auszuführen, welche Auswirkungen es auf die Gewährung der Grundversorgung hat, wenn im 

Rahmen der sogenannten „Beurteilung besonderer Bedürfnisse“ besondere Bedürfnisse tatsächlich 

festgestellt werden oder eine solche Feststellung später wieder entfällt. Zudem ist zu konkretisieren, 

ob bei Anhaltspunkten für eine Änderung der Vulnerabilität eine neuerliche Vulnerabilitätsprüfung 

veranlasst wird und welche Stelle für die Durchführung einer solchen Prüfung zuständig ist. 

 

Weder im Gesetzestext noch in den Erläuterungen ist ausdrücklich vorgesehen, dass die Beurteilung 

besonderer Bedürfnisse durch entsprechend qualifiziertes und besonders geschultes Fachpersonal 

durchzuführen ist. Dies ist jedoch eine Vorgabe nach Art. 25 Abs. 2 lit. a der Aufnahmerichtlinie. Ge-

rade die Feststellung vulnerabler Situationen - etwa bei psychischen Erkrankungen, Traumatisierun-

gen, Opfern geschlechtsspezifischer Gewalt oder bei LGBTQI-Personen - erfordert spezifische fach-

liche Kompetenzen, interkulturelle Sensibilität sowie Kenntnisse im Trauma- und Opferschutz. Eine 

Beurteilung, die sich lediglich auf „sichtbare äußerliche Merkmale, Äußerungen oder Verhaltenswei-

sen“ stützt, birgt ohne entsprechende fachliche Schulung die Gefahr von Fehl-, Unter- oder Nichti-

dentifikation besonderer Bedürfnisse. Weiters muss in diesem Zusammenhang mit Blick auf die 

Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG geregelt werden, wie die Kostentragung für die 

Mehrkosten des besonders geschulten Fachpersonals zwischen Bund und Ländern ausgestaltet ist. 

 

Die in § 2b Abs. 3 vorgesehene regelmäßige Überprüfung des Fortbestands besonderer Bedürfnisse 

ist jedenfalls dort kritisch zu sehen, wo es sich um dauerhafte oder irreversible Beeinträchtigungen 

handelt, etwa bei permanenten körperlichen Behinderungen oder eindeutig festgestellten chroni-

schen Erkrankungen. In diesen Fällen besteht kein realistischer Anlass für eine wiederkehrende Neu-

bewertung. Eine solche pauschale Überprüfungspflicht führt zu unnötigem Verwaltungsaufwand 

und vermeidbaren Kosten, ohne einen sachlichen Mehrwert zu erbringen, und ist daher weder ver-

hältnismäßig noch verwaltungsökonomisch sinnvoll. Es erscheint geboten, die Bestimmung dahin-

gehend zu präzisieren, dass bei dauerhaft bestehenden besonderen Bedürfnissen von regelmäßigen 

Überprüfungen abzusehen ist, sofern keine konkreten Anhaltspunkte für eine Veränderung der Si-

tuation vorliegen. 

 

Zu Z 406 (§ 3 Abs. 2, 3 und 7) 

 

Kürzung, Entzug und Ausschluss von der Grundversorgung (Abs. 2): 

 

Die vorgesehenen Regelungen zum Thema Kürzungen sowie Entzug von Leistungen sind nicht aus-

reichend konkret definiert bzw. geregelt. Es fehlen einheitliche Kriterien dahingehend, welche Leis-

tungen in welchem Umfang und unter welchen Voraussetzungen gekürzt oder entzogen werden 

und wer darüber entscheidet. Die fehlende Bestimmtheit erzeugt erhebliche Rechtsunsicherheiten 

und eröffnet einen weiten Ermessensspielraum mit der Folge uneinheitlicher Verwaltungspraxis und 

potenzieller Ungleichbehandlungen. Unklare und unvollständige Begriffsdefinitionen und Regelun-

gen stehen auch dem Bestimmtheitsgebot nach Art. 18 Abs. 1 B-VG entgegen. Für Rechtssicherheit 

und eine faire Behandlung aller Betroffenen ist hier daher dringend Konkretisierungsbedarf gege-

ben. 

 

Insbesondere sollten die Begriffe „materielle Leistungen“, „Zuwendungen zur Deckung des täglichen 

Bedarfs“, „angemessene Verpflegung“ oder „Mindestmaß an Eigenständigkeit“ bundeseinheitlich 
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und ausführlich definiert werden. Sie sollten sowohl im Grundversorgungsgesetz - Bund 2005 als 

auch in der Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG dieselben sein. 

 

Ebenso fehlt eine genaue Definition des „Lebensstandards“ sowie eines „angemessenen Lebens-

standards“ nach der Aufnahmerichtlinie. Den Erwägungsgründen der Aufnahmerichtlinie ist zu ent-

nehmen, dass auch im Falle des Entzugs oder Kürzung von gewährten materiellen Leistungen (ge-

mäß Art. 23 der Aufnahmerichtlinie) Antragsteller*innen weiterhin der Zugang zur medizinischen 

Versorgung sowie ein Lebensstandard gewährt werden muss, der mit dem Unionsrecht, einschließ-

lich der Charta der Grundrechte der Europäischen Union und anderen internationalen Verpflichtun-

gen sowie des Übereinkommens der Vereinten Nationen von 1989 über die Rechte des Kindes, in 

Einklang steht. Es ist nicht hinreichend deutlich, wie der Lebensstandard im Einzelfall an individuelle 

Bedürfnisse - etwa auf Grund von Alter, Gesundheitszustand, familiärer Situation etc. - angepasst 

wird. 

 

In diesem Zusammenhang ist auch die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes vom 1. August 

2025, C 97/24, von Bedeutung. Demnach sind Mitgliedstaaten dazu verpflichtet, auch in Krisensi-

tuationen Mindeststandards der Aufnahmerichtlinie einzuhalten (Unterkunft, Verpflegung, medizi-

nische Versorgung). Engpässe bei der Unterbringung entbinden nicht von der Verantwortung, 

Grundbedürfnisse zu sichern.  

 

Ergänzend wird angeführt, dass, sofern im Gesetzestext auf Betreuungseinrichtungen verwiesen 

wird, es erforderlich ist, ausdrücklich zu erwähnen, dass es sich um Betreuungseinrichtungen des 

Bundes handelt - insbesondere in den Z 6, 7 und 8 (des § 3 Abs. 2) fehlt ein solcher Hinweis.  

 

Kürzung und Entzug materieller Leistungen (Abs. 3): 

 

Als Beispiele für Kürzungen und Entzug von „anderen im Rahmen der Grundversorgung gewährten 

materiellen Leistungen“ werden in den Erläuterungen unter anderem reduzierte Unterbringungs-

standards oder eingeschränkte Tagesstrukturierung und Freizeitangebote angeführt. Welche kon-

kreten Inhalte und welches qualitative oder quantitative Ausmaß diese „niedrigeren Leistungsni-

veaus“ haben sollen, bleibt jedoch offen. Es fehlt insbesondere eine nachvollziehbare Abgrenzung 

zwischen noch zulässigen Leistungseinschränkungen und solchen Maßnahmen, die bereits zu einer 

Unterschreitung des angemessenen Lebensstandards führen würden. Für Rechtssicherheit und eine 

faire Behandlung aller Betroffenen besteht hier ein dringender Konkretisierungsbedarf. 

 

Aufhebung/Abänderung der Entscheidung zur Kürzung oder zum Entzug (Abs. 7): 

 

§ 3 Abs. 7 normiert, dass, soweit die Grundversorgung wegen beharrlicher Nichtteilnahme an in der 

Hausordnung vorgesehenen Grundregelkursen gekürzt oder entzogen wurde und diese Umstände 

für die Kürzung bzw. den Entzug von Leistungen nicht mehr vorliegen, auf begründeten Antrag der 

Leistungsentzug oder die Leistungskürzung verfügende Bescheid aufgehoben werden kann. 

 

Es bedarf einer näheren Präzisierung, was unter den „in der Hausordnung vorgesehenen Grundre-

gelkursen“ zu verstehen ist. Insbesondere ist zu klären, welche rechtlichen Anforderungen an Ausge-

staltung, Inhalt und Verbindlichkeit solcher Kurse zu stellen sind und auf welcher gesetzlichen 

Grundlage eine verpflichtende Teilnahme angeordnet werden kann. 
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Die Erläuterungen nennen hier die „Vorschriften des Unterbringungszentrums“. Es ist auf eine ein-

heitliche Terminologie in den Texten zu achten. Insbesondere sollte eindeutig klargestellt werden, ob 

mit der Hausordnung jene des jeweiligen Unterbringungszentrums gemeint ist oder ob ein eigen-

ständiges, bundeseinheitliches Regelwerk intendiert ist. 

 

Ebenso ist die „beharrliche Nichtteilnahme“ näher zu bestimmen, insbesondere im Hinblick auf die 

Frage, ab wann ein Verhalten als beharrlich zu qualifizieren ist und welche Umstände dabei konkret 

zu berücksichtigen sind. 

 

Fraglich ist auch, ob die Regelung des Abs. 7 verwaltungsökonomisch sinnvoll ist. Die (Wieder-) Teil-

nahme an Kursen kann unmittelbar auf die „beharrliche Nichtteilnahme“ folgen. Ein Bescheidverfah-

ren nimmt aber eine gewisse Zeit in Anspruch. Insbesondere bei Kursen mit wenigen Wochenstun-

den stünde ein solcher Verwaltungsaufwand in keinem angemessenen Verhältnis zum verfolgten 

Zweck. 

 

Zu Z 415 (§ 6) 

 

Im Grundversorgungsgesetz - Bund 2005 war bisher klar geregelt, dass der Bund das Einvernehmen 

mit den Ländern herstellen muss, um Personen aus der Bundes-Grundversorgung in die Landes-

Grundversorgung zuzuweisen. Dieses Einvernehmen wurde nun ersatzlos gestrichen. In den Erläute-

rungen wird dargelegt, dass der Bund den Ländern die Versorgung der Personen zur Übernahme 

„anbietet“. Diese Anbietung an die Länder erfolgt dabei unter Berücksichtigung des Aufteilungs-

schlüssels gemäß Art. 1 Abs. 4 der Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG nach Maßgabe 

der jeweiligen Quotenerfüllung. Es wird daraus geschlossen, dass keine Änderung der bisher herr-

schenden Vorgehensweise im Zusammenhang mit der Herstellung des Einvernehmens mit den Län-

dern geplant ist. Eine durch den Bund einseitig festgelegte Änderung dieser Vorgehensweise wäre 

im Übrigen rechtswidrig. 

 

Das Einvernehmen ist nichtsdestotrotz wieder ausdrücklich im Grundversorgungsgesetz - Bund zu 

verankern und sollte darüber hinaus auch in der Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG 

ausdrücklich verankert werden. 

 

Zu Artikel 7 (Änderung des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes): 

 

Zu Z 448 (§ 10 Abs. 5) 

 

Der Entfall der Rückgabe von durch Zeitablauf ungültig gewordener Aufenthaltstitel wird ausdrück-

lich begrüßt. Damit wird einer jahrelangen Forderung des Landes Wien nachgekommen. 

 

Zu Z 457 (§ 19 Abs. 1a) 

 

Diese Änderung wird ausdrücklich begrüßt. In Zeiten zunehmender Digitalisierung der Amtswege 

wird die Schaffung eines Onlineantrages eine Erleichterung im Vollzug bringen, vorausgesetzt, Auf-

enthaltstitel können zukünftig direkt über die Österreichische Staatsdruckerei an die Antragstel-

ler*innen zugestellt werden, wie dies bereits beim österreichischen Reisepass oder Personalausweis 

üblich ist. Anzumerken ist aber in diesem Zusammenhang, dass eine persönliche Vorsprache zur 

Abnahme der Papillarlinienabdrücke auch im Fall der Schaffung eines Onlineantragssystems nicht 
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wegfallen wird. Zusätzlich zur Abgabe der Fingerabdrücke sieht auch die Änderung und künftige 

Implementierung der VIS-VO (Verordnung (EG) Nr. 767/2008 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 9. Juli 2008 über die Einrichtung des Visa-Informationssystems) nach Maßgabe der Ver-

ordnung (EU) 2021/1134 vor, dass Lichtbilder direkt bei der Behörde aufzunehmen sind. 

 

Onlineanträge (iVm einer Zustellung der Aufenthaltstitel durch die Österreichische Staatsdruckerei) 

könnten, unter der Voraussetzung, dass die Anträge gut vorbereitet sind, zu einer Zeitersparnis 

führen, da einerseits bei einem Onlineantrag das Scannen der Unterlagen und andererseits bei einer 

Aufenthaltstitel-Zustellung der gesamte Prozess zur Aufenthaltstitelausgabe (vorbereiten, Ausgabe, 

Scan, etc.) wegfallen würde. 

 

Der neue Abs. 1a spricht von Verlängerungs- und Zweckänderungsanträgen. Laut den Erläuterun-

gen handelt es sich dabei um Verlängerungs- und Zweckänderungsanträge für einen Aufenthaltsti-

tel. Das gleiche sollte jedoch auch für Anträge auf Ausstellung einer Bescheinigung des Dauer-

aufenthaltes, einer Daueraufenthaltskarte oder einer weiteren Aufenthaltskarte gelten. Eine Diffe-

renzierung zwischen Aufenthaltstiteln und den aufgezählten Dokumentationen des unionsrechtli-

chen Aufenthaltsrechtes erscheint hier sachlich nicht gerechtfertigt. 

 

In diesem Zusammenhang sei auch auf § 19 Abs. 8 hingewiesen, wonach Drittstaatsangehörige einen 

Zusatzantrag zur Heilung von Verfahrensmängeln stellen können. Das gleiche sollte auch für EWR-

Bürger*innen und Schweizer Bürger*innen gelten. Es wird daher angeregt, § 19 Abs. 8 dahingehend 

abzuändern, als in § 19 Abs. 8 das Wort „Drittstaatsangehörige“ durch das Wort „Fremde“ ersetzt 

werde. 

 

Zu Z 458 (§ 19 Abs. 13) 

 

Laut Erläuterungen sollen künftig Mitteilungen, Stellungnahmen und Gutachten zurückgezogen, 

abgeändert oder widerrufen werden können. Entsprechend den Erläuterungen sind davon auch 

Mitteilungen des Arbeitsmarktservices umfasst. Da das AMS-Verfahren in § 20d AuslBG geregelt ist, 

ist fraglich, ob die in § 19 Abs. 13 NAG vorgesehene Möglichkeit nicht auch im AuslBG umgesetzt 

werden muss. 

 

Zu Z 460 (§ 20 Abs. 2) 

 

Die Anpassung wird begrüßt. Sie verhindert künftig Lücken in der Bewilligungskette. Es geht jedoch 

der Zeitraum, für den ein rechtmäßiger Aufenthalt festgestellt werden soll, nicht eindeutig hervor. 

Klar ist, dass dieser an den Ablauf des ursprünglichen Aufenthaltstitels anknüpfen soll. Unklar hin-

gegen ist, ob der Feststellungszeitraum am Tag vor Beginn der Gültigkeitsdauer des im Rahmen des 

Zweckänderungsverfahrens auszustellenden Aufenthaltstitels endet. Hier bedarf es einer Klarstel-

lung im Zusammenhang mit Zweckänderungen von einer Aufenthaltsbewilligung auf einen Aufent-

haltstitel, der eine Niederlassung iSd § 2 Abs. 2 darstellt. Diese Klarstellung ist für die Berechnung 

der Fristen des § 20 Abs. 1a und § 45 Abs. 2 erforderlich. Ein Aufenthaltsrecht entsteht erst durch 

Erteilung eines Aufenthaltstitels. Dies gilt auch im Rahmen eines nach Zweckänderung zu erteilen-

den Aufenthaltstitels. Für die Berücksichtigung der Zeiten der Niederlassung iSd § 20 Abs. 1a würde 

dies zu Widersprüchlichkeiten führen. Die Frist würde erst mit Erteilung (Ausfolgung) des zweckge-

änderten Aufenthaltstitels beginnen, aus einem Feststellungsbescheid würde sich hingegen ein an-

derer Zeitpunkt ergeben. Um zukünftige Widersprüche zu vermeiden, wird angeregt, hier eine Klar-
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stellung zu treffen, ab wann im Fall der Zweckänderung auf einen Aufenthaltstitel iSd § 2 Abs. 2 die 

Fristen des § 20 Abs. 1a und § 45 Abs. 1 und 2 zu laufen beginnen. 

 

Zu Z 464 (§ 24 Abs. 1) 

 

Der vorliegende Entwurf sieht vor, dass eine „Notvignette“ mehrmals in einem Verlängerungsverfah-

ren angebracht werden kann. Diese Änderung wird begrüßt. 

 

Zu Z 465 (§ 26 Abs. 2 und 3) 

 

§ 26 Abs. 2 NAG regelt künftig für Inhaber*innen eines Aufenthaltstitels, der zur Ausübung einer 

unselbständigen Erwerbstätigkeit bei einem bestimmten Arbeitgeber berechtigt, den Jobwechsel, 

wenn für den neuen Job eine Niederlassungsbewilligung Sonderfälle unselbständiger Erwerbstätig-

keit, eine Niederlassungsbewilligung Forscher, eine Aufenthaltsbewilligung Forscher - Mobilität, 

Aufenthaltsbewilligung Sonderfälle unselbständiger Erwerbstätigkeit oder Aufenthaltsbewilligung 

Freiwillige beantragt wird. 

 

Zunächst ist anzumerken, dass der Anwendungsbereich der Bestimmung im Gesetzeswortlaut nur 

unzureichend geregelt ist: Um herauszufinden, für welche Aufenthaltstitel § 26 Abs. 2 NAG gilt, muss 

zunächst dem Verweis auf § 20d Abs. 2a und 2b AuslBG gefolgt werden. Auch diese enthalten be-

treffend den Zweckwechsel keine Regelung, auf welche Aufenthaltstitel sie anwendbar sind, son-

dern verweisen diesbezüglich auf § 20d Abs. 1 und 2 AuslBG. Ein weiterer Anwendungsfall von § 20d 

Abs. 2a AuslBG ergibt sich aus § 20d Abs. 9 AuslBG. Um hier auch für juristisch nicht ausgebildeten 

Normunterworfene Klarheit über den Anwendungsbereich der jeweiligen Bestimmung zu schaffen, 

wäre es erforderlich, die Aufenthaltstitel, für die § 26 Abs. 2 NAG anwendbar ist, explizit in der Be-

stimmung und nicht nur in den Erläuterungen anzuführen. 

 

In den Erläuterungen ist zudem angeführt, dass die Regelung des § 26 Abs. 2 NAG auch für den Fall 

gelten soll, dass der*die Inhaber*in einer Niederlassungsbewilligung Forscher eine Rot-Weiß-Rot - 

Karte plus beantragt und während des Verfahrens die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit bei einem*r 

anderen Arbeitgeber*in beabsichtigt. Weder aus dem Gesetz noch aus den Materialien ergibt sich 

jedoch, wie im Fall vorzugehen wäre, dass der*die Inhaber*in einer Rot-Weiß-Rot - Karte im Um-

stiegsverfahren auf die Rot-Weiß-Rot - Karte plus den*die Arbeitgeber*in wechseln möchte: Einer-

seits wird hier ein Aufenthaltstitel (Rot-Weiß-Rot - Karte plus) beantragt, der nicht in § 20d Abs. 1 

AuslBG genannt ist, sodass § 26 Abs. 2 NAG zur Anwendung kommen müsste. Andererseits ist für 

die Prüfung der Zweckänderung auf eine neue Rot-Weiß-Rot - Karte für eine*n neuen Arbeitge-

ber*in gemäß § 20d Abs. 1 AuslBG das AMS zuständig, wobei auch nur das AMS beurteilen kann, ob 

die Voraussetzungen zur Erteilung einer neuen Rot-Weiß-Rot - Karte vorliegen. Auch im Hinblick auf 

derartige Fallkonstellationen bedarf es daher einer Klarstellung im Gesetz über den konkreten An-

wendungsbereich des § 26 Abs. 2 NAG bzw. des § 20d Abs. 2b AuslBG. 

 

Für den Zweckwechsel auf die von § 26 Abs. 2 NAG umfassten Aufenthaltstitel muss die antragstel-

lende Person der NAG-Behörde den beabsichtigten Jobwechsel mitteilen, wobei in der Mitteilung 

die Art der beabsichtigten unselbständigen Erwerbstätigkeit und der*die Arbeitgeber*in genau zu 

bezeichnen sind. Die Mitteilung gilt, wenn nicht bereits zuvor ein Zweckänderungsantrag gestellt 

wurde, als Zweckänderungsantrag gemäß § 26 Abs. 1 NAG. 
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Aus Sicht des Landes Wien bedarf der Normtext insofern einer Ergänzung, als die antragstellende 

Person auch den konkret angestrebten Aufenthaltstitel bezeichnen muss. Dies ergibt sich aus § 19 

Abs. 2 erster Satz NAG und der dazu ergangenen Rechtsprechung, wonach im Antrag auf Erteilung 

eines Aufenthaltstitels der konkret angestrebte Aufenthaltstitel und der konkret verfolgte Aufent-

haltszweck genau zu bezeichnen sind (vgl. z.B. VwGH vom 27. Feber 2020, Ra 2017/22/0040 mwN). 

Die amtswegige Umdeutung eines Antrags durch die Behörde ist jedenfalls unzulässig (vgl. VwGH 

vom 15. April 2010, Zl. 2008/22/0399, mwN). 

 

Durch Mitteilung der beabsichtigten Erwerbstätigkeit und des*der Arbeitgebers*in gibt die antrag-

stellende Person zwar ihren Aufenthaltszweck, nicht jedoch auch den angestrebten Aufenthaltstitel 

bekannt. Abgesehen davon, dass die NAG-Behörde angesichts der vorgenannten Judikatur einen 

gestellten Antrag nicht selbst umdeuten darf, ergibt sich der beabsichtigte Aufenthaltszweck nicht 

allein aus der Mitteilung über die Art der Erwerbstätigkeit und den*die Arbeitgeber*in. Für manche 

Tätigkeiten kommen verschiedene Aufenthaltstitel in Frage: So kann etwa bei wissenschaftlichen 

Tätigkeiten eine Niederlassungsbewilligung - Forscher, eine Niederlassungsbewilligung Sonderfälle 

unselbständiger Erwerbstätigkeit und eine Rot-Weiß-Rot - Karte möglich sein (vgl. BMI-Handbuch 

2024, S. 212). 

 

Wenn die antragstellende Person gemäß § 26 Abs. 2 NAG den konkret angestrebten Aufenthaltstitel 

nicht bezeichnen muss, müsste die Vollzugsbehörde nach jeder Mitteilung über den beabsichtigten 

Jobwechsel die antragstellende Person kontaktieren, um den konkret angestrebten Aufenthaltstitel 

zu erfragen. Dies wäre ein zusätzlicher Schritt in der Antragsprüfung und damit ein zusätzlicher Auf-

wand für die NAG-Behörde. 

 

Zusätzlich ist darauf hinzuweisen, dass auch eine Mitteilung über einen Jobwechsel gemäß § 26 

Abs. 2 NAG einen Zweckänderungsantrag darstellt, sodass in der Folge die persönliche Antragstel-

lung vor der NAG-Behörde nachgeholt werden muss. Es ist daher festzuhalten, dass diese verein-

fachte Form der Einbringung eines Zweckänderungsantrags keine Vollzugserleichterung für die 

NAG-Behörde darstellt. 

 

In § 26 Abs. 3 NAG ist geregelt, dass die neue Tätigkeit nach einer Frist von 45 Tagen ab Antragstel-

lung vorläufig aufgenommen werden darf, wenn bis dahin nicht über den Zweckänderungsantrag 

entschieden wurde. Die Bestimmung enthält keine Möglichkeit, die Frist zur Prüfung zu hemmen, 

wenn die Prüfung durch die antragstellende Person verzögert wurde. 

 

Es wird angeregt, eine gleichlautende Regelung zur Fristenhemmung wie § 20d Abs. 2a letzter Satz 

auch in § 26 Abs. 3 NAG aufzunehmen. Die Regelungen sind vergleichbar und unterscheiden sich nur 

im Anwendungsbereich (Aufenthaltstitel ohne bzw. mit AMS-Einbindung), sodass eine einheitliche 

Regelung zur Möglichkeit der Fristenhemmung wünschenswert ist. 

 

Zu Z 466 (§ 28 Abs. 5a) und Z 467 (§ 28 Abs. 6) 

 

§ 28 Abs. 5a NAG regelt für Aufenthaltstitel, die zu einer unselbständigen Erwerbstätigkeit bei ei-

nem*r bestimmten Arbeitgeber*in berechtigen, dass die Behörde für sechs Monate von einer Ent-

ziehung abzusehen hat, wenn der*die Inhaber*in des Aufenthaltstitels das Ende seiner Erwerbstä-

tigkeit ohne unnötigen Aufschub der Behörde gemeldet hat. Die Frist verlängert sich um drei Mona-

te, wenn ein ausbeuterisches Arbeitsverhältnis (§ 28c Abs. 2 Z 1 AuslBG) vorlag. 
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§ 28 Abs. 6 NAG iVm § 20d Abs. 7 AuslBG regelt für Inhaber*innen einer Rot-Weiß-Rot - Karte, einer 

Blauen Karte EU, einer Niederlassungsbewilligung Künstler sowie einer Aufenthaltsbewilligung Fa-

miliengemeinschaft gemäß § 69 NAG, welche zur Ausübung einer unselbständigen Erwerbstätigkeit 

berechtigt, dass das AMS vor Mitteilung an die Aufenthaltsbehörde, dass die für die Zulassung maß-

geblichen Voraussetzungen nicht mehr erfüllt sind, eine Frist von zumindest sechs Monaten zur Ar-

beitssuche einzuräumen hat. Die Frist verlängert sich um drei Monate, wenn ein ausbeuterisches 

Arbeitsverhältnis (§ 28c Abs. 2 Z 1 AuslBG) vorlag. 

 

Das Land Wien begrüßt die Klarstellung in den Gesetzesmaterialien, dass im Anwendungsbereich 

des § 28 Abs. 6 NAG bei einem Jobverlust kein Raum für eine Entziehung nach § 28 Abs. 5 und 5a 

NAG bleibt. Damit regelt für jene Aufenthaltstitel, für deren Erteilung eine positive Mitteilung des 

AMS erforderlich ist, ausschließlich das AuslBG das Vorgehen bei Jobverlust und obliegt es auch 

dem AMS, eine Frist zur Arbeitssuche von sechs Monaten einzuräumen. Die NAG-Behörde muss 

damit ein Entziehungsverfahren erst nach Einlangen einer Mitteilung des AMS gemäß § 28 Abs. 6 

NAG einleiten, was den Verwaltungsaufwand bei der NAG-Behörde verringert. 

 

Es wird jedoch angeregt, den eingeschränkten Anwendungsbereich des § 28 Abs. 5 und 5a NAG im 

Gesetzestext klarzustellen. So schließt die Wendung „unbeschadet des Abs. 6“ nicht aus, dass ein 

Aufenthaltstitel bei Beendigung der Erwerbstätigkeit auch nach Abs. 5 und 5a entzogen werden 

kann. Auch die Wendung „überdies“ in § 28 Abs. 6 NAG kann so verstanden werden, dass die Be-

stimmung in Abs. 6 ein zusätzlicher - nicht jedoch alleiniger - Entziehungstatbestand bei Beendigung 

der Erwerbstätigkeit ist. Nach der bisherigen Rechtslage zogen sowohl die Magistratsabteilung 35 - 

Einwanderung und Staatsbürgerschaft als auch das Verwaltungsgericht Wien § 28 Abs. 5 NAG als 

Rechtsgrundlage für die Entziehung eines Aufenthaltstitels nach Beendigung der Erwerbstätigkeit 

heran: So leitete die Abteilung für Einwanderung und Staatsbürgerschaft bei Jobverlust nach Ablauf 

der sechsmonatigen Frist (entsprechend dem Rundschreiben vom 6. Juli 2023, GZ 2023-0.433.104) 

ein Entziehungsverfahren gemäß § 28 Abs. 5 NAG ein, dies auch deshalb, da in diesen Fällen oft kei-

ne formale Mitteilung des AMS gemäß § 28 Abs. 6 NAG einlangte. Das Verwaltungsgericht Wien 

bestätigte solche Entziehungsbescheide in mehreren Fällen mit der Begründung, dass im Fall der 

Beendigung der Beschäftigung, für die die Rot-Weiß-Rot - Karte erteilt wurde, die besondere Ertei-

lungsvoraussetzung, nämlich die Beschäftigung bei dem*der Arbeitgeber*in, für den*die die schrift-

liche Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des AMS gemäß § 20d Abs. 1 Z 1 AuslBG erlassen 

wurde, nicht mehr vorliegt (vgl. z.B. VGW vom 26. November 2024, VGW-151/066/14396/2024). 

 

Auch betreffend die Meldung des Jobverlusts enthält das Gesetz keine ausreichend klare Regelung: 

Weder aus dem Gesetzestext noch aus den Materialien ergibt sich, welche Konsequenzen es hat, 

wenn der*die Inhaber*in des Aufenthaltstitels das Ende der Erwerbstätigkeit nicht ohne unnötigen 

Aufschub der Behörde meldet. Entsprechend dem Wortlaut der Bestimmung ist davon auszugehen, 

dass in dem Fall keine Frist besteht, während der von einer Entziehung abzusehen wäre. Eine diesbe-

zügliche Klarstellung im Gesetz sowie auch eine Klarstellung wie mit „Härtefällen“ (z.B. unverschulde-

te Verhinderung der unverzüglichen Meldung) umzugehen ist, wäre wünschenswert. 

 

Weiters wäre es wünschenswert, dass alternativ die Meldung durch den*die Inhaber*in des Aufent-

haltstitels oder den*die Arbeitgeber*in auch im NAG vorgesehen wird bzw. auch die Meldung durch 

den*die Arbeitgeber*in an das AMS ausreichend ist. Zu der ähnlich lautenden Regelung des § 20d 

Abs. 7 AuslBG wird in den Erläuterungen (vgl. Seite 130) darauf verwiesen, dass gemäß § 26 Abs. 5  
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AuslBG der*die Arbeitgeber*in das Ende der Beschäftigung dem AMS innerhalb von drei Tagen ab 

Ende der Beschäftigung mitzuteilen hat. Eine Regelung, wonach für manche Aufenthaltszwecke eine 

Meldepflicht durch den*die Arbeitgeber*in an das AMS und für andere Aufenthaltszwecke durch 

den*die Inhaber*in des Aufenthaltstitels an die NAG-Behörde erfolgen soll, ist jedenfalls für Norm-

unterworfene schwer zu unterscheiden. Eine bloße „Verwechslung“ der Modalitäten der Meldung 

nach dem NAG bzw. AuslBG sollte jedenfalls nicht zur Konsequenz haben, dass die Sechs-

Monatsfrist zur Jobsuche nicht gewährt wird. 

 

Hinzuweisen ist auch darauf, dass es in der Behördenpraxis immer wieder Fälle gibt, in denen Inha-

ber*innen einer Rot-Weiß-Rot - Karte nur wenige Tage bei dem*der angegebenen Arbeitgeber*in 

arbeiten. Nach dem Gesetzeswortlaut und auch den Erläuterungen soll die sechsmonatige Frist zur 

Arbeitssuche unabhängig davon gelten, wie lange der Drittstaatsangehörige den Aufenthaltstitel 

bereits innehat, bevor es zur Arbeitslosigkeit kommt. Angesichts dieser an sich klaren Rechtslage ist 

zweifelhaft, dass es eine Rechtsgrundlage dafür gibt, selbst bei sehr kurzer Beschäftigungsdauer den 

Aufenthaltstitel vor Ablauf der Sechs-Monatsfrist zu entziehen. Besteht der Verdacht des Miss-

brauchs (Person hat die Rot-Weiß-Rot - Karte nicht beantragt, um bei dem*r angegebenen Arbeit-

geber*in zu arbeiten, sondern nur, um nach Österreich einreisen zu können und hier binnen sechs 

Monaten einen passenden Job zu finden) bleibt als einzige Möglichkeit ein Wiederaufnahmeverfah-

ren, was jedoch mit umfangreichen Ermittlungen für die NAG-Behörde verbunden ist und somit ei-

nen erheblichen Verwaltungsaufwand darstellt. 

 

Zu Z 475, 476, 486 und 488 (§ 41 Abs. 3, § 41a Abs. 12, § 42 Abs. 2, § 47 Abs. 6, § 49 Abs. 3a, § 58 

Abs. 2 und § 58a Abs. 2) 

 

Künftig ist ein Antrag nach dem NAG ohne AMS-Einbindung abzuweisen, wenn sich aus der Abfrage 

von Registern oder aus Informationen, die bei der Behörde offenkundig sind, ergibt, dass eine Ertei-

lungsvoraussetzung gemäß § 11 Abs. 2 Z 1 (Gefährdung der öffentlichen Ordnung) oder Z 5 (Beein-

trächtigung der Interessen zu einem anderen Staat) fehlt. 

 

Bereits in der aktuellen Fassung des NAG ist geregelt, dass keine AMS-Einbindung erfolgt, wenn der 

Antrag wegen eines Formmangels oder Fehlens einer Voraussetzung gemäß §§ 19 bis 24 zurück- 

oder abzuweisen ist oder wegen zwingender Erteilungshindernisse (§ 11 Abs. 1) abzuweisen ist (§ 41 

Abs. 3 und gleichlautende Bestimmungen). 

 

Schon in der bisherigen Behördenpraxis wurden Anträge, bei denen eindeutig ein Zurück- oder Ab-

weisungsgrund nach dem NAG vorlag, nicht dem AMS übermittelt, sondern unmittelbar durch die 

NAG-Behörde entschieden. 

 

Die nun geplante explizite Klarstellung dieser Möglichkeit im Gesetzestext wird daher begrüßt. Da 

auch das Vorliegen eines Erteilungshindernisses gemäß § 11 Abs. 1 NAG, das aktuell in Z 2 geregelt 

ist, üblicherweise eine Abfrage von Registern voraussetzt, wird folgende neue Formulierung von § 41 

Abs. 3 Z 2 vorgeschlagen: 

 

„wegen zwingender Erteilungshindernisse gemäß § 11 Abs. 1 oder Nichtvorliegen einer Erteilungsvo-

raussetzung gemäß § 11 Abs. 2 Z 1 oder 5 abzuweisen ist, wenn sich dies aus der Abfrage der von der 

Behörde zugänglichen Register oder aus Informationen, die bei der Behörde offenkundig sind, 

ergibt.“ 
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Der neue Schlussteil in § 41 Abs. 3 könnte damit entfallen, was zur einfacheren Lesbarkeit des Geset-

zestextes beitragen und zudem klarstellen würde, dass auch im Fall der geltenden Z 2 auf die ge-

nannten Register und Informationen zurückzugreifen ist. 

 

Alternativ wird vorgeschlagen, die neue Bestimmung in Anschluss an Abs. 3 Z 1 und 2 in einer neuen 

Z 3 aufzunehmen. 

 

Zu Z 485 (§ 46a) 

 

Der vorgeschlagene § 46a NAG sieht iVm § 3 Abs. 1 NAG vor, dass Erstaufenthaltstitel im Rahmen 

der Familienzusammenführung mit international Schutzberechtigten vom Bundesamt für Fremden-

wesen und Asyl zu erteilen sind. Verlängerungsanträge fallen schließlich wieder in die Zuständigkeit 

der Landeshauptleute. 

 

Die Aufteilung der Verfahren auf zwei Behörden ist, gesamtstaatlich gesehen, eine sehr aufwendige 

Lösung. Auch bedeutet die laut dem Entwurf zum AMPAG vorgesehene Abwicklung der Verlänge-

rungsverfahren selbst eine erhebliche Mehrbelastung in personeller und organisatorischer Hinsicht 

für die Niederlassungs- und Aufenthaltsbehörden. Aus verfahrensökonomischen Gründen wird an-

geregt, die Verlängerungsverfahren bei dem für das Vorverfahren zuständigen Bundesamt für 

Fremdenwesen und Asyl anzusiedeln. Einerseits kann das jeweils zuständige Bundesamt für Frem-

denwesen und Asyl auf den Vorakt aus dem Asylverfahren zugreifen, um die Angaben zu Familien-

angehörigen aus dem Asylverfahren zu verifizieren und Widersprüche zwischen den Aussagen im 

Asylverfahren und im Familienzusammenführungsverfahren aufzugreifen. Andererseits sind die 

Niederlassungs- und Aufenthaltsbehörden laut dem Entwurf (§ 46a Abs. 6) verpflichtet, in den Ver-

längerungsverfahren eine Stellungnahme des Bundesamts für Fremdenwesen und Asyl einzuholen. 

Das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl hat somit ohnehin jeden Fall zu prüfen, weshalb die 

Abwicklung der Verlängerungsverfahren beim Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl sinnvoll er-

scheint. 

 

Wenn im Einzelnen argumentiert wird, dass die Transferierung des Regelungsinhalts des § 35 AsylG 

2005 in das NAG (§ 46a NAG) - und die damit einhergehende Übertragung der Zuständigkeit des 

Bundesverwaltungsgerichtes auf die Landesverwaltungsgerichte in dieser Angelegenheit - EU-

rechtlich determiniert ist, ist dem Folgendes zu entgegnen: Auch wenn die neue Status-Verordnung 

2024/1347/EU (vgl. Art. 23 und Erwägungsgrund 58) im Unterschied zur Statusrichtlinie 2011/95/EU 

keine günstigeren Regelungen mehr betreffend die Familienzusammenführung zulässt, bedeutet 

das nicht, dass eine Umsetzung zwingend im NAG vorgenommen werden muss. Denn ein 

Aufenthaltstitel gemäß § 46a NAG ist - wie die Materialien selbst ausführen - dem bisherigen § 35 

AsylG 2005 nachgebildet, wobei es sich inhaltlich nach wie vor um asylrechtliche Verfahren handelt. 

Auch humanitäre Aufenthaltstitel werden seit 1. Jänner 2014 in den §§ 54 ff AsylG 2005 geregelt, 

weil sie starke Anknüpfungspunkte zu Art. 8 EMRK haben. Dies kann auch für Aufenthaltstitel nach 

§ 46a NAG ins Treffen geführt werden, zumal auch der Verfassungsgerichtshof dazu kürzlich in 

seinen Entscheidungen vom 16. Dezember 2025 (E 1209/2025 ua sowie E 1957/2025 ua) ausführte, 

dass bei der Prüfung der Bestimmung des § 35 AsylG 2005 die sich aus Art. 8 EMRK ergebenden 

Anforderungen sicherzustellen sind. 

 

Vom Wortlaut des § 46a Abs. 5 in der vorgeschlagenen Fassung sind ausdrücklich Ehegatt*innen 

oder eingetragene Partner*innen einer zusammenführenden Person, sofern die Ehe oder eingetra-
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gene Partnerschaft bereits vor der Einreise des*der Zusammenführenden bestanden hat, die Eltern 

eines*einer unbegleiteten, minderjährigen Zusammenführenden und die zum Zeitpunkt der Antrag-

stellung minderjährigen ledigen Kinder einer zusammenführenden Person, einschließlich Adoptiv- 

und Stiefkinder, erfasst. Weitere Anwendungsfälle, die sich aus der Rechtsprechung des Europäi-

schen Gerichtshofs ergeben, wurden hingegen nicht erfasst. 

 

Infolge des Urteils des Europäischen Gerichtshofes vom 12. April 2018, Rs. C-550/16, das die Famili-

enzusammenführung von Asylberechtigten unbegleiteten Minderjährigen betraf, die während des 

laufenden Asylverfahrens volljährig wurden, kam es zu einer Änderung in der Behördenpraxis. Mit 

Blick auf die EuGH-Rechtsprechung entschied der Verwaltungsgerichtshof, dass auch volljährig ge-

wordene Asylberechtigte innerhalb von drei Monaten nach Asylzuerkennung ihre Eltern über das 

Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz nach Österreich holen können. Liegen objektiv entschuldba-

re Gründe vor, ist auch eine Antragstellung über die Drei-Monats-Frist hinaus zulässig. Die Familien-

zusammenführung ist nach der Rechtsprechung auch dann zu gestatten, wenn eine asylberechtigte, 

unbegleitete, minderjährige Person während des Familienzusammenführungsverfahrens volljährig 

wird. Gleiches gilt für volljährige Kinder eines*r Asylberechtigten, die zum Zeitpunkt des Asylantrags 

des Elternteils minderjährig waren. In all diesen Fällen werden die antragstellen Familienangehörigen 

auf das Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz verwiesen und erhalten einen Aufenthaltstitel nach 

§ 46 Abs. 1 Z 2 lit. c NAG. 

 

Derzeit erfolgt die Vollziehung der Familienzusammenführung in den genannten Fällen ausschließ-

lich auf Grundlage der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes. Eine ausdrückliche nationa-

le gesetzliche Regelung fehlt bislang. Der vorgesehene Entwurf sieht vor, ausschließlich unbegleitete 

minderjährige Asylberechtigte zu erfassen. Volljährige ehemals unbegleitete Minderjährige sowie 

volljährige Kinder von Asylberechtigten, die zum Zeitpunkt des Asylantrags des Elternteils minder-

jährig waren, sollen von dieser Bestimmung nicht erfasst sein. 

 

Es wird daher angeregt, hier auch legistisch eine Klarstellung zu schaffen und diese Fälle ausdrück-

lich in das Regime des NAG aufzunehmen. Dies würde für die Normunterworfenen und den Vollzug 

Klarheit und Transparenz über die Anwendung des § 46a schaffen. 

 

In den Erläuterungen zu § 46a NAG ist festgehalten, dass der neue § 46a jene Fälle des Familien-

nachzugs regelt, die bisher in § 35 AsylG 2005 enthalten waren. Demnach umfasst die Regelung des 

§ 46a Abs. 4 iVm Abs. 5 Z 2 ausschließlich unbegleitete (noch) minderjährige Asylberechtigte. Für 

diese Fälle ist nach Abs. 4 keine Frist für die Antragstellung vorgesehen, wie sie hingegen in Abs. 3 

für andere Familienangehörige gilt. Unklar bleibt jedoch, wie mit Fällen zu verfahren ist, in denen der 

unbegleitete Minderjährige während des Familienzusammenführungsverfahrens beim Bundesamt 

für Fremdenwesen und Asyl volljährig wird. Es stellt sich die Frage, ob dann weiterhin die Bestim-

mung des § 46a Anwendung findet oder ob die Zuständigkeit auf die NAG-Behörde übergeht, weil 

§ 46 Abs. 1 Z 2 lit. c NAG Anwendung findet. 

 

Der Entwurf enthält keine Regelung über die volljährigen Kinder eines*r Asylberechtigten, die zum 

Zeitpunkt des Asylantrags des Elternteils minderjährig waren, ebenso wenig über die ehemals unbe-

gleiteten minderjährigen Asylberechtigten, die während des Asylverfahrens oder nach Abschluss 

des Asylverfahrens, aber vor Stellung der Anträge der Eltern, volljährig werden. Auch die minderjäh-

rigen ledigen Geschwister eines unbegleiteten, minderjährigen Flüchtlings sollten von der Regelung 

erfasst sein. Aus Gründen der Rechtssicherheit wird angeregt, alle diese Fälle ausdrücklich in § 46a 
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NAG aufzunehmen. Zusätzlich sollte in der Bestimmung klargestellt werden, dass Anträge auch nach 

Ablauf der Drei-Monats-Frist zulässig sind, wenn entschuldbare Gründe für die verspätete Antrag-

stellung vorliegen. Damit würde die bisherige Rechtsprechung systematisch in den Gesetzestext 

überführt und eine einheitliche, rechtssichere Vollziehung gewährleistet. 

 

Es wäre zudem zur Vermeidung von Zuständigkeitskonflikten und zur Sicherstellung eines einheitli-

chen Vollzugs zweckmäßig, die Zuständigkeit für die Familienzusammenführung im Zusammenhang 

mit unbegleiteten Minderjährigen klar und abschließend zu regeln. Mit der geplanten Gesetzesände-

rung ist eine Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen dem Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl 

und den NAG-Behörden vorgesehen. Diese Aufteilung kann dazu führen, dass vergleichbare Sach-

verhalte unterschiedlich behandelt werden - abhängig davon, ob die Bezugsperson zum Zeitpunkt 

der Entscheidung minderjährig oder volljährig ist. Eine gesetzliche Klarstellung in § 46a NAG, die 

auch die volljährigen ehemals unbegleiteten Minderjährigen, volljährige Kinder von Asylberechtig-

ten (die zum Zeitpunkt des Asylantrags des Elternteils minderjährig waren) sowie die minderjährigen 

ledigen Geschwister berücksichtigt, wäre daher aus Gründen der Rechtssicherheit und Einheitlichkeit 

des Vollzugs erforderlich. 

 

In den Erläuterungen zu § 46a Abs. 6 NAG wird ausgeführt, dass bei Verlängerungsanträgen nicht 

das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl, sondern der Landeshauptmann entscheidet und vor 

neuerlicher Erteilung des Aufenthaltstitels eine Stellungnahme des Bundesamts für Fremdenwesen 

und Asyl zur Frage des Fortbestands des internationalen Schutzstatus des Zusammenführenden 

einzuholen ist. Bei anhängigem Entzugsverfahren ist eine Hemmung der Entscheidungsfrist vorge-

sehen; wird der Schutzstatus entzogen, ist der Antrag zwingend abzuweisen.  

 

Vor diesem Hintergrund ist unklar, in welchem Verhältnis diese Bestimmung zu § 27 NAG steht. § 27 

NAG vermittelt Familienangehörigen mit einem Aufenthaltstitel gemäß § 8 Abs. 1 Z 2, 4, 5 und 8 NAG 

ein eigenständiges Niederlassungsrecht und sieht ausdrücklich vor, dass bei Wegfall der Vorausset-

zungen für den Familiennachzug ein Aufenthaltstitel auszustellen ist, dessen Aufenthaltszweck dem 

bisherigen entspricht. Darüber hinaus sieht § 27 Abs. 2 Z 3 iVm Abs. 3 Z 3 NAG die Erteilung eines 

Aufenthaltstitels vor, wenn der Verlust des Aufenthaltstitels des*der Zusammenführenden die Folge 

einer Maßnahme nach dem Fremdenpolizeigesetz war, die auf Grund der rechtskräftigen Verurtei-

lung des*der Zusammenführenden wegen einer vorsätzlich begangenen gerichtlich strafbaren 

Handlung gesetzt wurde. Nach den Erläuterungen zu § 46a soll Familienangehörigen kein eigen-

ständiges Aufenthaltsrecht zukommen, sondern der Fortbestand ihres Aufenthaltstitels zwingend 

vom Fortbestand des internationalen Schutzstatus des Zusammenführenden abhängig gemacht 

werden. Damit erscheint § 27 NAG im Anwendungsbereich des § 46a NAG faktisch nicht anwendbar, 

ohne dass dies im Gesetz ausdrücklich klargestellt wird. 

 

Es wird angeregt, ausdrücklich zu regeln, ob und inwieweit § 27 NAG im Anwendungsbereich des 

§ 46a ausgeschlossen sein soll oder ob Familienangehörigen auch in diesen Fällen ein eigenständiges 

Niederlassungsrecht zukommen kann. 

 

§ 46 Abs. 2 NAG sieht für Fälle der Familienzusammenführung gemäß § 46 Abs. 1 Z 2 oder Abs. 4 vor, 

dass bei Vorliegen von Gründen nach § 11 Abs. 3 NAG ein Aufenthaltstitel quotenfrei erteilt werden 

kann. Zu diesem Zweck hat die Behörde über einen gesonderten Antrag als Vorfrage zu entscheiden 

und darüber gesondert abzusprechen, sofern dem Antrag nicht Rechnung getragen wird. Eine ver-

gleichbare Regelung fehlt im Entwurf zu § 46a NAG, obwohl auch diese Bestimmung die Familienzu-
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sammenführung betrifft und Fälle erfasst, in denen die Anwendung der Quotenregelungen und das 

Vorliegen von Gründen nach § 11 Abs. 3 NAG relevant werden können. Es wird angeregt auch in 

§ 46a eine ausdrückliche Regelung zur quotenfreien Erteilung eines Aufenthaltstitels bei Vorliegen 

von Gründen nach § 11 Abs. 3 NAG vorzusehen, wie in § 46 Abs. 2 NAG. 

 

Die Familienzusammenführungsrichtlinie (Richtlinie 2003/86/EG) sieht ein Recht auf Familienzu-

sammenführung für bestimmte Familienangehörige vor, das ihnen - soweit die darin genannten Vo-

raussetzungen erfüllt sind - jedenfalls zukommt, wodurch Asylberechtigte begünstigt werden. Art. 8 

der Familienzusammenführungsrichtlinie sieht die Möglichkeit einer Wartefrist zwar vor, dem Euro-

päischen Gerichtshof zufolge lässt sich Art. 8 der Familienzusammenführungsrichtlinie jedoch „nicht 

dahin auslegen [...], dass damit ein wie auch immer geartetes Quotensystem oder eine ohne Rück-

sicht auf die besonderen Umstände der spezifischen Fälle vorgeschriebene dreijährige Wartefrist 

zugelassen“ ist. Seiner Auffassung nach folgt aus Art. 17 der Familienzusammenführungsrichtlinie die 

Verpflichtung, „einer tatsächlichen Prüfung der Aufnahmefähigkeit zum Zeitpunkt des Antrags.“ Die 

Dauer des Aufenthalts in dem Mitgliedstaat sei nur einer der Faktoren, die der Mitgliedstaat bei der 

Prüfung eines Antrags zu berücksichtigen hat. Insofern könne eine Wartefrist nicht auferlegt wer-

den, ohne dass in spezifischen Fällen alle einschlägigen Faktoren berücksichtigt werden. Aus Art. 17 

der Familienzusammenführungsrichtlinie ergebe sich die Pflicht, unter anderem „in gebührender 

Weise die Art und die Stärke der familiären Bindungen der betreffenden Person“ zu berücksichtigen 

(EuGH vom 27. Juni 2006, Rs C-540/03 (Parlament/Rat) Rn 100, 99 und 64). 

 

Darüber hinaus stufte der Verfassungsgerichtshof das restriktive System jährlicher Quoten bereits in 

der Vergangenheit als verfassungswidrig ein, etwa in seinem Erkenntnis vom 8. Oktober 2003, 

G 119/03: 

 

„Die unbedingte Geltung der Quotenpflicht scheint dazu zu führen, dass in keinem Fall geprüft wer-

den kann, ob auf Grund besonderer Familienverhältnisse eine rasche Familienzusammenführung 

unter Beachtung des Art. 8 EMRK erforderlich sein könnte. Selbst dann, wenn ein Familiennachzug 

im Sinne des Art. 8 EMRK geboten erscheint, dürfte die Behörde keine Möglichkeit haben, diesen 

Fall bevorzugt bzw. unabhängig von einem Quotenplatz zu behandeln, um eine mehrjährige Warte-

zeit hintanzuhalten. Eine solche Regelung scheint Art 8 EMRK zu widersprechen.“ Nur durch die 

Möglichkeit, besonders berücksichtigungswürdige Fälle von der Quotenpflicht auszunehmen, wurde 

eine verfassungskonforme Interpretation ermöglicht. 

 

Während der Verfassungsgerichtshof eine generelle Wartefrist zur Familienzusammenführung im 

Ausmaß von drei Jahren für subsidiär Schutzberechtigte im Jahre 2018 noch als verfassungskon-

form beurteilte, ist diese nunmehr europarechtlich bedenklich.  

 

Den jüngsten Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte zufolge muss 

bei einer Wartefrist von über zwei Jahren eine Möglichkeit bestehen, die Umstände des Einzelfalls 

mit Blick auf Art. 8 EMRK zu prüfen. In den Fällen M.A. und M.T. stellte er unter anderem fest, dass 

die für Asylberechtigte aufgestellten verfahrensrechtlichen Anforderungen grundsätzlich in gleicher 

Weise für subsidiär Schutzberechtigte gelten (EGMR vom 9. Juli 2021, 6697/18, M.A./Dänemark, Rn 

137 f; EGMR vom 20. Oktober2022, 22105/18, M.T. ua/Schweden, Rn 58). 

 

Kernfrage der Fälle war, ob eine Wartefrist bzw. eine temporäre Aussetzung der Familienzusammen-

führung für subsidiär Schutzberechtigte (bzw. einen vergleichbaren Status) mit Art. 8 EMRK verein-
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bar ist. Während eine zweijährige Wartefrist laut dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 

grundsätzlich zulässig sein kann, wiegen bei einer darüberhinausgehenden Wartefrist die Interessen 

der individuellen Person schwerer. Über eine solche Dauer hinaus würden konkret die unüberwind-

baren Hindernisse für ein Familienleben im Herkunftsstaat fortschreitend mehr Bedeutung bei der 

Einschätzung des gerechten Ausgleichs gewinnen. Besteht etwa bei einer dreijährigen Wartefrist 

keine Möglichkeit, die Umstände des Einzelfalls gemäß Art. 8 EMRK zu prüfen oder wird die entspre-

chende Abwägung unterlassen, liegt nach der Ansicht des Europäischen Gerichtshofes für Men-

schenrechte kein gerechter Interessensausgleich und somit eine Verletzung von Art. 8 EMRK vor. 

 

Ist die Wartefrist bzw. die temporäre Aussetzung Reaktion auf besondere Herausforderungen, wie 

etwa steigende Antragszahlen auf internationalen Schutz, so kann sie auf Grund des öffentlichen 

Interesses gerechtfertigt sein. Allerdings ist die Wartefrist/Aussetzung der Familienzusammenfüh-

rung mit Blick auf die konkrete Herausforderung zu beurteilen: Sinken die Antragszahlen, sinkt das 

entsprechende öffentliche Interesse; die Wartefrist kann zwar zu Beginn gerechtfertigt gewesen 

sein, aber unter veränderten Umständen Art. 8 EMRK verletzen. 

 

Auf Grund dieser Entwicklung hatte sich der Verfassungsgerichtshof vor Kurzem erneut mit der Fra-

ge zu befassen, ob die Wartefrist auch in Anbetracht der jüngsten Entscheidungen des Europäischen 

Gerichtshofes für Menschenrechte als verfassungskonform zu beurteilen ist (VfGH vom 

13. Dezember 2022, E 933/2022). Der Verfassungsgerichtshof bejahte dies mit der Begründung, 

dass sich das Bundesverwaltungsgericht im Anlassfall mit den konkreten Umständen auseinander-

setzte und darlegte, warum die Verweigerung der Familienzusammenführung keine Verletzung von 

Art. 8 EMRK darstellte. Die Begründung des Verfassungsgerichtshofes legt nahe, dass nun - in Ab-

weichung zur Vorjudikatur und entgegen dem Wortlaut der Norm - doch eine Interessenabwägung 

im Einzelfall dahingehend zu erfolgen hat, ob die Verweigerung der Familienzusammenführung auf 

Grund der Dreijahresfrist Art. 8 EMRK verletzt. 

 

Es stellt sich zusätzlich die Frage wie die in § 46a Abs. 2 normierten Voraussetzungen zur Familienzu-

sammenführung mit dem Wohl im Ausland befindlicher minderjähriger Kinder vereinbar sind - dies 

wird im gegenständlichen Gesetzesvorhaben nicht dargelegt. 

 

Das Kindeswohl ist nach Art. 5 Abs. 5 der Familienzusammenführungsrichtlinie jedenfalls gesondert 

zu beachten und wird auch in obig angeführter Entscheidung (EuGH vom 27. Juni 2006, Rs C-

540/03 Rn 101) explizit angeführt: 

 

„Bei dieser Analyse müssen die Mitgliedstaaten, wie in Randnummer 63 dieses Urteils ausgeführt, 

außerdem dafür sorgen, dass das Wohl minderjähriger Kinder gebührend berücksichtigt wird.“ 

 

Auch im Anwendungsbereich von Art. 8 EMRK betont der Europäische Gerichtshof für Menschen-

rechte, dass in Fällen mit Kindern besonders auf das Kindeswohl geachtet werden müsse. Der Euro-

päische Gerichtshof für Menschenrechte stellte fest, dass die Konventionsstaaten bei der vorge-

nommenen Interessensabwägung unter anderem das Alter der Kinder, die Situation in ihren Her-

kunftsländern und die Abhängigkeit von ihren Eltern miteinbeziehen müssen. Je jünger etwaige 

zurückgelassene Kinder sind, desto dringender ist ein Nachzug geboten. 

 

Bei der geplanten Aufteilung von Kontingenten für die Familienzusammenführung sind auch die 

bestehenden Möglichkeiten im Schulwesen zu berücksichtigen. 
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Personen mit einem Aufenthaltstitel Rot-Weiß-Rot - Karte plus sind weder in der geltenden Grund-

versorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG noch im Wiener Grundversorgungsgesetz verankert und 

auch nicht im Entwurf der überarbeiteten Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG als Ziel-

gruppe vorgesehen. Personen mit einem solchen Aufenthaltstitel zählen somit nicht zur Zielgruppe 

der Grundversorgung und sind auch nicht in der bedarfsorientierten Mindestsicherung (BMS) an-

spruchsberechtigt. Daraus ergeben sich offene Fragen hinsichtlich Zuständigkeit und Kostentra-

gung für diese Personengruppe. 

 

Nachgeborene Kinder von Asylberechtigten und subsidiär Schutzberechtigten können nun ebenfalls 

einen Aufenthaltstitel Rot-Weiß-Rot-Karte plus nach § 46a erhalten (ohne Quotenbeschränkung). 

Dies führt zu ähnlichen Problemen wie bei den Familienzusammenführungen, denn Personen mit 

diesem Aufenthaltstitel sind weder in der geltenden Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG 

noch im Wiener Grundversorgungsgesetz verankert und auch nicht im Entwurf der überarbeiteten 

Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG als Zielgruppe vorgesehen. Diese Neuregelung 

führt dazu, dass in Österreich geborene Kinder von subsidiär Schutzberechtigten nach den derzeiti-

gen Entwürfen unversorgt wären: Sie wären nicht krankenversichert und würden keine Sozialleis-

tungen erhalten. 

 

Derzeit erhalten jene Kinder Grundversorgung. Familienangehörige von grundversorgten Personen 

sind in der Krankenversicherung nicht mitversichert, sofern sie nicht selbst zur Zielgruppe der 

Grundversorgung gehören. 

 

Da der neu zu schaffende § 46a NAG nicht als eine der Anspruchsgrundlagen im vorliegenden 

Grundversorgungsgesetz - Bund 2005 aufgenommen wurde, kann davon ausgegangen werden, 

dass diese Personengruppe keine Grundversorgung erhalten soll. 

 

Welche Auswirkungen sich daraus auf die Mindestsicherung/Sozialhilfe ergeben könnten, ist je nach 

Aufenthaltstitel der zusammenführenden Person unterschiedlich. 

 

Ist die zusammenführende Person Asylberechtigte*r, so würden ihre Familienmitglieder in die Be-

darfsgemeinschaft mit einbezogen und müssten im Rahmen der Mindestsicherung mit unterstützt 

werden. Da die Grundversorgung mangels Anspruchs nicht angerechnet werden kann, würden sich 

für derartige Bedarfsgemeinschaften noch nicht abschätzbare Mehrkosten für das Land Wien erge-

ben. 

 

Ist die zusammenführende Person allerdings subsidiär Schutzberechtigte*r, hat sie im Sinne des § 5 

Abs. 3 Z 2 WMG idF LGBl. Nr. 65/2025 selbst keinen Anspruch auf Leistungen der Wiener Mindestsi-

cherung. Allfällige nachziehende minderjährige Kinder dieser zusammenführenden Personen wür-

den jedoch weder Grundversorgung noch, mangels Anspruchsberechtigung, Mindestsicherung er-

halten. 

 

Bei Anspruchsberechtigung auf Mindestsicherung der zusammenführenden Person ergibt sich noch 

ein weiteres mögliches Problemfeld in Bezug auf Familienangehörige mit „Rot-weiß-Rot- Karte Plus.“ 

Minderjährige Familienangehörige im Sinne der §§ 46 f NAG erhalten die „Rot-weiß-Rot- Karte Plus“ 

und werden weiterhin als Bemessungsgrößen in einer Bedarfsgemeinschaft einbezogen. Bis zur 

Vollendung des 18. Lebensjahres werden diese also mit den anspruchsberechtigten Eltern/obsorge-
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berechtigten Personen mitunterstützt. Auch in diesen Fällen würde aber für die minderjährige Per-

son keine Grundversorgungsleistung ausgezahlt werden, welche in Folge auch nicht in der Mindest-

sicherung/Sozialhilfe angerechnet werden könnte, was auch in diesen Konstellationen zu Mehrkos-

ten für das Land Wien führen könnte. 

 

Zieht eine Person im Rahmen des Familiennachzugs jedoch kurz vor Vollendung des 

18. Lebensjahres nach Österreich (etwa mit 17 Jahren), wird anschließend volljährig und verlässt den 

gemeinsamen Haushalt mit den Eltern, ist unklar, welche Ansprüche diese Person hat. Zwar können 

Drittstaatsangehörige gemäß § 5 Abs. 2 Z 4 WMG idF LGBl. Nr. 65/2025 nach fünf Jahren dauerhaf-

tem, rechtmäßigem und tatsächlichem Aufenthalt in Österreich Anträge auf Leistungen der Wiener 

Mindestsicherung stellen. Da die betroffene Person zum Zeitpunkt des Erreichens der Volljährigkeit 

noch keine fünf Jahre in Österreich aufhältig ist, scheidet diese Möglichkeit aus. Grundversorgung 

kann nach dem vorliegenden Entwurf zum Grundversorgungsgesetz - Bund ebenfalls nicht bean-

tragt werden. 

 

Es ist davon auszugehen, dass Familienkonstellationen mit unterschiedlichen Anspruchsberechti-

gungen auftreten werden, beispielsweise: Mutter mit subsidiärem Schutz mit Anspruch auf Grund-

versorgung und Kind mit Rot-Weiß-Rot-Karte plus ohne Anspruch auf Grundversorgung oder BMS. 

Für bislang über die Bedarfsorentierte Mindestsicherung und die Grundversorgung versorgte Per-

sonen entsteht künftig eine Versorgungslücke: 

 

Kinder von Asylberechtigten mit Rot-Weiß-Rot-Karte plus nach § 46a NAG  

BMS-Bedarfsgemeinschaft mit asylberechtigter Person  

kein Anspruch auf Grundversorgung  

 

Kinder von subsidiär Schutzberechtigten mit Rot-Weiß-Rot-Karte plus nach § 46a NAG 

kein Anspruch auf BMS  

kein Anspruch auf Grundversorgung  

 

Familiennachzug von Asylberechtigten und subsidiärer Schutzberechtigten mit Rot-Weiß-Rot-Karte 

plus nach § 46a NAG 

kein Anspruch auf BMS 

kein Anspruch auf Grundversorgung 

 

Es wird angeregt, Klarheit hinsichtlich der Leistungsansprüche in den erwähnten Problemfeldern zu 

schaffen. 

 

Es wird eindrücklich darauf hingewiesen, dass somit schwerwiegende Versorgungslücken vorliegen. 

Es kann nicht allein Aufgabe des Landes Wien sein, für die Versorgung dieser Zielgruppen aufzu-

kommen.  Österreich bekannte sich mit der Ratifizierung des Übereinkommens der Vereinten Natio-

nen von 1989 über die Rechte des Kindes (UN-Kinderrechtskonvention) zur Gewährleistung umfas-

sender Schutz-, Förder- und Beteiligungsrechte von Kindern. Zahlreiche Inhalte der UN-

Kinderrechtskonvention werden durch die im Zuge des Gesetzesvorhabens entstehende Versor-

gungslücke verletzt, wie etwa der Zugang zur Gesundheitsvorsorge (Art. 24), die soziale Sicherheit 

(Art. 26) und angemessene Lebensbedingungen und Unterhalt (Art. 27). Von der drohenden Ver-

sorgungslücke besonders betroffen sind Kinder mit Behinderungen, welchen Art. 23 der UN-

Kinderrechtskonvention einen besonderen Förderbedarf zuerkennt. 
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Seit dem Jahr 2011 sind zentrale Teile der UN-Kinderrechtskonvention im Bundesverfassungsgesetz 

über die Rechte von Kindern (BGBl. I Nr. 4/2011) festgeschrieben. Eine Beschränkung der darin ge-

währleisteten Rechte und Ansprüche ist nach Art. 7 nur zulässig, insoweit sie gesetzlich vorgesehen 

ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicher-

heit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der 

Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit oder zum 

Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist. Gegenständlich ist kein Tatbestand ersicht-

lich, welcher die massiven Einschränkungen der genannten Kinderrechte zu rechtfertigen vermag. 

 

Derartige Aufenthaltstitel sind zudem befristet. Das Land Wien spricht sich in diesem Zusammen-

hang gegen die Vergebührung von Verlängerungsanträgen (insbesondere hinsichtlich nachgebore-

ner Kinder) aus. Dies insbesondere unter dem Gesichtspunkt, dass der europäische Gesetzgeber die 

Einhebung von Gebühren nicht verpflichtend vorsieht. 

 

Zur behaupteten Notwendigkeit des neuen Regelungsregimes für Familienzusammenführungen und 

nachgeborene Kinder: 

 

Wie den Erläuterungen (Seiten 3 und 4) zu entnehmen ist, kann das Einreiseverfahren gemäß § 35 

AsylG 2005 nach der Einschätzung des Bundes auf Grund der Vorgaben des gemeinsamen europäi-

schen Asylsystems nicht länger aufrechterhalten werden. Dem nationalen Gesetzgeber sei es ver-

wehrt, Familienangehörigen von Flüchtlingen, die unter die Familienzusammenführungsrichtlinie 

fallen und keine eigenen Fluchtgründe vorweisen, einen internationalen Schutzstatus zu gewähren, 

sondern es sei die Erteilung eines - nicht mit einem Schutzstatus verbundenen - Aufenthaltstitels 

vorzusehen. 

 

Die Argumentation des Gesetzgebers für die Notwendigkeit dieser Änderung basiert auf Art. 3 Z 9 

der Status-Verordnung (EU) 2024/1347: 

 

„Familienangehörige“ = die folgenden Mitglieder der Familie der Person, der internationaler Schutz 

gewährt wurde, die sich im Zusammenhang mit dem Antrag auf internationalen Schutz im Hoheits-

gebiet desselben Mitgliedstaats aufhalten, sofern die Familie bereits vor der Ankunft des Antragstel-

lers im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten bestanden hat.“ 

 

Laut Ansicht des Bundesgesetzgebers fallen unter Familienangehörige nach der Status-Verordnung 

nur Personen, bei denen die Familieneigenschaft bereits vor der Ankunft der Bezugsperson im Ho-

heitsgebiet bestanden hat und die Bezugsperson mit dem Familienangehörigen gleichzeitig ins Ho-

heitsgebiet einreist. Nur diesen Familienangehörigen könne der Status asylberechtigt bzw. subsidiär 

schutzberechtigt gewährt werden. Mangels Günstigkeitsklausel könne der Anwendungsbereich der 

Status-Verordnung nicht auf Angehörige, auf die dies nicht zutrifft, ausgeweitet werden. 

 

Da die Status-Verordnung jedoch nicht wortwörtlich auf eine gleichzeitige Einreise abstellt, wird die 

zwingende Notwendigkeit dieser Regelung in Frage gestellt. Es ist denkbar, dass der europäische 

Gesetzgeber die Wortfolge „in Zusammenhang mit dem Antrag“ weiter definiert als der geplante 

Entwurf es vorsieht. 
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Die Auslegung der genannten Bestimmung hat weitreichende Konsequenzen und sollte daher sorg-

sam durchdacht und begründet werden. Familienangehörigen nach der Status-Verordnung stehen 

die in den Artikeln 25 bis 32, 34 und 35 der Verordnung genannten Rechte zu. So haben sie etwa 

unter denselben Voraussetzungen wie Staatsangehörige des ihnen internationalen Schutz gewäh-

renden Mitgliedstaats Zugang zu medizinischer Versorgung (Art. 32 Abs. 1 der Status-Verordnung). 

 

Dass in Österreich nachgeborene Kinder von Asylberechtigten und subsidiär Schutzberechtigten 

ebenfalls in das Regime des NAG verlagert werden sollen, erscheint nicht nachvollziehbar. Der Bund 

wird daher aufgefordert, dazu Stellung zu nehmen und gegebenenfalls in den Erläuterungen ergän-

zend aufzunehmen, worauf er seine Auslegung zu Art. 3 Z 9 der Status-Verordnung konkret stützt. 

Dem europäischen Gesetzgeber kann nicht unterstellt werden, dass nachgeborene Kinder von Per-

sonengruppen, die unter den Schutz der Status-Verordnung fallen, nicht dieselben Vorteile genie-

ßen und ihnen insofern kein internationaler Schutzstatus, sondern lediglich ein Aufenthaltstitel zu 

gewähren ist. Die Zulässigkeit dieser Benachteiligung nachgeborener Kinder wird ausdrücklich in 

Frage gestellt, da sie zu absurden Konstellationen führt: So würde etwa ein minderjähriges Kind, das 

gleichzeitig mit der Ankerperson einreist, einen internationalen Schutzstatus erhalten, ein nachgebo-

renes Kind fällt hingegen unter das Regelungsregime des NAG. Die Vereinbarkeit dieser Ungleich-

behandlung mit Art. 2 der UN-Kinderrechtskonvention (Diskriminierungsverbot) erscheint in diesem 

Zusammenhang höchst fragwürdig. 

 

Eine Regelungslücke ergibt sich in Zusammenhang mit dem Wechsel zwischen den „Systemen“: Der 

Gesetzgeber sollte im Gesetzestext ausdrücklich regeln, dass ein Wechsel vom neuen Aufenthaltsti-

tel Rot-Weiß-Rot-Karte plus nach § 46a NAG durch Stellung eines Antrags auf internationalen 

Schutz auf den Status eines*einer Asylwerber*in weiterhin möglich ist. Der Antrag auf internationa-

len Schutz sollte nicht allein deshalb zurück- bzw. abgewiesen werden, weil ein Aufenthaltstitel vor-

liegt. Zusätzlich fehlen ausdrückliche Regelungen dahingehend, ob umgekehrt ein Wechsel von ei-

nem internationalen Schutzstatus zur Rot-Weiß-Rot-Karte plus nach § 46a NAG möglich ist. 

 

Angeregt wird, da mit der Art des Aufenthaltsstatus von Personen mit internationalem Schutz insbe-

sondere im Bereich der Mindestsicherung/Sozialhilfe unterschiedliche Rechtsfolgen verbunden sind, 

dass im Fremdenregister weiterhin ersichtlich sein sollte, ob die betroffene Person 

Asyl/internationalen Schutz oder subsidiären Schutz erhalten hat.  

 

Auf Grund der bereits geschilderten Punkte im Hinblick auf die vorliegende Unionsrechts- und 

Grundrechtswidrigkeit ist das NAG nach Ansicht des Landes Wien nach Umsetzung der geforderten 

Änderungen neuerlich in Begutachtung zu bringen. 

 

Zu Z 493 (54a Abs. 3) 

 

Im dritten Satz wird neu eingeführt, dass § 24 Abs. 1 vierter und fünfter Satz gilt. Diese lauten: „Über 

die rechtzeitige Antragstellung kann dem Fremden auf begründeten Antrag eine Bestätigung im 

Reisedokument angebracht werden, die keine längere Gültigkeitsdauer als drei Monate aufweisen 

darf. Diese Bestätigung berechtigt zur visumfreien Einreise in das Bundesgebiet.“ 

 

Demnach kann in Zukunft Fremden, die von einer Aufenthaltskarte bei Vorliegen der Voraussetzun-

gen auf eine Daueraufenthaltskarte umsteigen, eine „Notvignette“ ausgestellt werden, sofern eine 

Ausreise aus dem Bundesgebiet während des Verfahrens erforderlich ist. 
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In der Praxis kommt es häufig vor, dass Drittstaatsangehörige, die Angehörige von unionsrechtlich 

aufenthaltsberechtigten EWR-Bürger*innen sind, zwar nicht die Voraussetzungen für eine Dauer-

aufenthaltskarte erfüllen, jedoch jene für die weitere Ausstellung einer Aufenthaltskarte. Nach dem 

vorliegenden Entwurf besteht in diesen Fällen nicht die Möglichkeit der Ausstellung einer „Notvig-

nette“. Eine sachliche Ungleichbehandlung zu dem im obigen Absatz genannten Fall erscheint sach-

lich nicht gerechtfertigt und sollte auch hier eine entsprechende gesetzliche Regelung geschaffen 

werden. 

 

Zu Artikel 8 (Änderung des Staatsbürgerschaftsgesetzes 1985) 

 

Angemerkt wird, dass der vorliegende Entwurf keine inhaltlichen Vereinfachungen bzw. Entbürokra-

tisierungen enthält (vgl. Regierungsprogramm 2025-2029, S. 99f.) 

 

Zu Artikel 9 (Änderung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes): 

 

Zu Z 516 (§ 20d) 

 

Zunächst wird auf die Anmerkung zu Art. 7 Z 458 (§ 19 Abs. 13 NAG) hingewiesen, wonach auch in 

§ 20d AuslBG die Möglichkeit geschaffen werden sollte, Mitteilungen, Stellungnahmen und Gutach-

ten zurückzuziehen, abzuändern oder zu widerrufen, solange noch keine rechtskräftige Entschei-

dung ergangen ist. 

 

§ 20d Abs. 2b AuslBG regelt künftig für Inhaber*innen eines Aufenthaltstitels, der zur Ausübung 

einer unselbständigen Erwerbstätigkeit bei einem*r bestimmten Arbeitgeber*in berechtigt, den 

Jobwechsel, wenn für den neuen Job eine unselbständige Rot-Weiß-Rot-Karte, eine Niederlas-

sungsbewilligung Künstler oder eine Aufenthaltsbewilligung Familiengemeinschaft, soweit sie zur 

Ausübung einer unselbständigen Erwerbstätigkeit berechtigt, erforderlich ist. Hier muss zuerst ein 

Zweckänderungsantrag gemäß § 26 Abs. 1 NAG gestellt werden, der dann entsprechend dem in 

§ 20d Abs. 1 AuslBG festgelegten Verfahren an das AMS weitergeleitet und dort geprüft wird (vgl. 

Erläuterungen S. 130). Der neue Job darf nach einer Frist von 45 Tagen ab Antragstellung aufge-

nommen werden. Die Frist kann durch eine Mitteilung des AMS gehemmt werden, wenn die Prüfung 

durch den *die Antragsteller*in verzögert wurde. 

 

Zunächst wird - wie bereits zu § 26 Abs. 2 NAG ausgeführt (siehe Z 465) - zur Klarstellung und besse-

ren Verständlichkeit der ohnehin komplexen Regelung der Zuständigkeiten der NAG-Behörde und 

des AMS angeregt, jene Aufenthaltstitel, für die das AuslBG gilt, nicht nur in den Erläuterungen, son-

dern explizit in § 20d Abs. 2b AuslBG anzuführen (wie dies u.a. auch in § 20d Abs. 7 AuslBG umge-

setzt wurde): 

 

„Für Inhaber eines Aufenthaltstitels, welcher zur Ausübung einer unselbständigen Erwerbstätigkeit bei 

einem bestimmten Arbeitgeber berechtigt, die im Zuge eines Arbeitgeberwechsels eine ‚Rot-Weiß-Rot – 

Karte‘, eine ‚Niederlassungsbewilligung – Künstler‘ oder eine ‚Aufenthaltsbewilligung Familiengemein-

schaft‘ gemäß § 69 NAG, welche zur Ausübung einer unselbständigen Erwerbstätigkeit berechtigt, bean-

tragen, sind Abs. 1 und 2 mit der Maßgabe anzuwenden, ...“ 
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Weder aus dem NAG noch aus dem AuslBG ergibt sich für vom AuslBG geregelte Zweckänderungs-

anträge eine spezielle Form der Antragstellung. Es ist daher davon auszugehen, dass ein formaler 

Zweckänderungsantrag gemäß § 26 Abs. 1 NAG gestellt werden muss. Demgegenüber ist für den 

Zweckwechsel auf in § 26 Abs. 2 NAG geregelte Aufenthaltstitel eine „vereinfachte“ Form der An-

tragstellung durch bloße Mitteilung der beabsichtigten unselbständigen Erwerbstätigkeit und Ar-

beitgeber*in vorgesehen. Eine Begründung für diese unterschiedlichen Antragsmodalitäten beinhal-

ten auch die Erläuterungen nicht. Eine einheitliche Regelung der Antragsmodalitäten ist wün-

schenswert. 

 

Wünschenswert wäre auch eine Informationspflicht des AMS an die NAG-Behörde, wenn die Fris-

tenhemmung angewendet wird. Wird eine unselbständige Beschäftigung vorzeitig aufgenommen, 

liegt nicht nur ein Straftatbestand wegen unrechtmäßiger Beschäftigung vor, sondern jedenfalls 

auch eine Überschreitung des Zwecks des Aufenthaltstitels gemäß § 77 Z 1 zweiter Fall NAG. 

 

Abgesehen von den im vorliegenden Entwurf geplanten Änderungen wären aus Sicht des Landes 

Wien die nachfolgenden Änderungen des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes (NAG) und 

des Staatsbürgerschaftsgesetzes 1985 (StbG) hilfreich, um eine ökonomischere Führung der Ver-

waltungsverfahren zu gewährleisten: 

 

a) Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz: 

 

1.) Prüfung der Existenzmittel 

 

Für die Prüfung, ob jemand über ausreichende Existenzmittel verfügt, sind nach § 11 Abs. 2 Z 4 iVm 

Abs. 5 NAG nicht nur die Einkünfte heranzuziehen, sondern auch die regelmäßigen Aufwendungen. 

Die Ermittlung dieser regelmäßigen Ausgaben ist ressourcenintensiv und es ist die Vorlage vieler 

Nachweise erforderlich. Bis zu einer Änderung der Rechtslage im Jahr 2006 waren jahrzehntelang 

nur die Einkünfte relevant. Dies machte somit die Verfahrensabwicklung für die Behörden und 

den*die jeweilige*n Antragsteller*in einfacher. 

 

Bei einigen Aufenthaltstiteln (z.B. Rot-Weiß-Rot – Karte, Niederlassungsbewilligung Forscher, Auf-

enthaltsbewilligung Student) muss keine ortsübliche Unterkunft nachgewiesen werden. Mit der am 

1. Oktober 2022 in Kraft getretenen Novelle der Rot-Weiß-Rot-Karte ist für die Aufenthaltstitel Rot-

Weiß-Rot -Karte und Blaue Karte EU auch das Erfordernis ausreichender Existenzmittel weggefallen. 

Im Rahmen der Familienzusammenführung mit Inhaber*innen einer Rot-Weiß-Rot -Karte oder Blau-

en Karte EU ist aber weiterhin zu prüfen, ob ausreichende Existenzmittel (Ermittlung allfälliger Miet- 

oder Betriebskosten und sonstiger regelmäßiger Ausgaben) und eine Unterkunft nachgewiesen 

sind. 

 

Diese Rechtslage sollte dringend vereinfacht werden, um einen raschen Vollzug sicherstellen zu 

können. 

 

2.) Auslandsantragstellung  

 

Aufenthaltstitel, die im Ausland beantragt wurden, dürfen nach § 25 FPG in vielen Fällen nur mit ei-

nem „Visum zur Erteilung eines Aufenthaltstitels“ in Österreich abgeholt werden. Befindet sich eine 

antragstellende Person mit einem anderen Visum in Österreich, darf der Aufenthaltstitel nicht aus-
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gegeben werden. Antragsteller*innen müssen in diesem Fall wieder ausreisen, das „richtige“ Visum 

bei der Botschaft im Heimatstaat beantragen, nach Erteilung des Visums wieder nach Österreich 

einreisen und den Aufenthaltstitel bei der Niederlassungsbehörde abholen. 

 

Für die Niederlassungsbehörden sowie die antragstellenden Personen wäre daher die Möglichkeit 

einer Abholung des Aufenthaltstitels mit jeglicher Art von Visum eine erhebliche Erleichterung bei 

der Verfahrensabwicklung. Alternativ könnte auch eine Regelung dahingehend geschaffen werden, 

dass mit einem „Visum zur Erteilung eines Aufenthaltstitels“ eine mehrmalige Einreise in das österrei-

chische Bundesgebiet ermöglicht wird. Dies wäre aus Behörden- aber vor allem aus Kund*innensicht 

wünschenswert. 

 

3.) Einstellung von Verfahren  

 

§ 19 Abs. 6 NAG enthält eine Möglichkeit zur Einstellung des Verfahrens, wenn eine Ladung oder 

Verfahrensanordnung zum wiederholten Mal nicht zugestellt werden konnte. Es existiert darüber 

hinaus im NAG keine Möglichkeit, ein Verfahren, das von der antragstellenden Person offenbar nicht 

weiterverfolgt wird, einzustellen. In den Fällen, in denen der Antrag abzuweisen ist, kann dies durch 

Zustellung im Akt gelöst werden, in den Fällen, in denen grundsätzlich ein bewilligungsfähiger An-

trag vorliegt, der*die Antragsteller*in aber weder zur Abholung erscheint noch sich sonst meldet, 

kann das Verfahren derzeit aber nicht eingestellt werden. § 23 NAG ist nur auf Fälle anwendbar, in 

denen ein Visum D erteilt wurde. In den Fällen, in denen kein Visum D zur Abholung erforderlich ist, 

kann nicht gemäß § 23 NAG vorgegangen werden. Es wird daher angeregt, (analog zu § 23 NAG) 

eine Norm zu schaffen, die das Einstellen eines Verfahrens ermöglicht, wenn Antragsteller*innen das 

Verfahren offenbar nicht mehr weiterverfolgen (etwa bei Wegzug). 

 

4.) Anträge in Österreich geborener Kinder 

 

Gemäß § 21 Abs. 2 Z 4 NAG sind Kinder im Fall der Familienzusammenführung binnen sechs Mona-

ten nach der Geburt zur Antragstellung im Inland berechtigt. Sie sind auch während der ersten sechs 

Monate zum Aufenthalt berechtigt (§ 31 Abs. 4 FPG). Sie haben aber gemäß § 21 Abs. 6 NAG kein 

darüber hinaus gehendes Bleiberecht. Wird die zulässige Aufenthaltsdauer (6 Monate nach Geburt) 

überschritten, endet trotz zulässiger Inlandsantragstellung der rechtmäßige Aufenthalt. In diesen 

Fällen ist eine Abwägung nach Art. 8 EMRK erforderlich. Eine Antragstellung nach § 21 Abs. 2 Z 4 

NAG sollte daher ein Bleiberecht während der Dauer des Verfahrens schaffen, wenn der Elternteil, 

von dem das Kind den Aufenthaltstitel ableitet, rechtmäßig niedergelassen ist. Eine Aufnahme der 

Z 4 in den Abs. 6 des NAG wäre aus Sicht des Landes Wien dringend geboten. 

 

Dabei sind auch die allgemeinen Erteilungsvoraussetzungen zu prüfen und zu erfüllen. Dies führt in 

vielen Fällen zu aufwendigen Abwägungen nach Art. 8 EMRK, weil oft die Einkommensgrenzen im 

NAG nicht erreicht werden (Familieneinkommen nicht ausreichend). Eine Abwägung nach Art. 8 

EMRK wird in diesen Konstellationen (zusammenführende Person, von der abgeleitet wird, verfügt 

bereits über ein Daueraufenthaltsrecht) immer zu Gunsten der Schutzwürdigkeit des Privat- und 

Familienlebens des nachgeborenen Kindes ausgehen. Ein Entfall des Erfordernisses der allgemeinen 

Erteilungsvoraussetzungen bei in Österreich nachgeborenen Kindern, deren Elternteile beide auf-

enthaltsberechtigt sind, wobei zumindest ein Elternteil über einen Aufenthaltstitel Daueraufenthalt - 

EU verfügen muss, würde zum selben Ergebnis führen, und wäre im Hinblick auf die Erreichung der 

Ziele der Rahmenrichtline erforderlich. 
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5.) Mitteilungs- und Mitwirkungspflichten 

 

Nach § 37 Abs. 3 NAG haben die Strafgerichte Erhebungen von Anklagen wegen in die Zuständig-

keit der Landesgerichte fallenden Vorsatztaten [...] der nach diesem Bundesgesetz zuständigen Be-

hörde mitzuteilen. Anklageerhebungen werden danach der zuständigen Niederlassungsbehörde 

übermittelt, die von der Behörde zum Akt genommen werden müssen. Die Mitteilung einer Anklage-

erhebung hat für die Behörde allein keinen Mehrwert, da bei Prüfung der öffentlichen Ordnung und 

Sicherheit oder ob ein Rückstufungsverfahren nach § 28 Abs. 1 NAG eingeleitet wird, diese nicht 

herangezogen werden können. Bei einem Rückstufungsverfahren nach § 28 Abs. 1 NAG ist auch § 52 

Abs. 5 FPG zu beachten (siehe § 28 Abs. 1 NAG: „Liegen gegen einen Inhaber eines Aufenthaltstitels 

„Daueraufenthalt - EU“ (§ 45) die Voraussetzungen des § 52 Abs. 5 FPG für die Erlassung einer Rück-

kehrentscheidung vor, [...]). § 52 Abs. 5 FPG verweist auf die Bestimmung des § 53 Abs. 3 FPG, § 53 

Abs. 3 FPG bezieht sich wiederum auf rechtskräftige Verurteilungen. 

 

Eine Anpassung des § 37 Abs. 3 NAG dahingehend, dass nur mehr rechtskräftige Verurteilungen und 

nicht auch die Erhebung von Anklagen an die zuständige Niederlassungsbehörde zu übermitteln 

sind, würde für die Behörde bedeuten, dass ein Verfahrensschritt weniger zu erfolgen hätte und 

würde dies zu einer ökonomischeren Verfahrensführung beitragen. 

 

b) Staatsbürgerschaftsgesetz 1985 - StbG: 

 

1.) § 5 Abs. 3 StbG: Schaffung einer rechtlichen Grundlage für die Weiterverarbeitung von 

Papillarlinienabdrücken (etwa angelehnt an § 24 Abs. 1 Z 9 BFA-VG). Derzeit gibt es im StbG keine 

ausreichenden Rechtsgrundlagen, in welcher Form Biometriedaten verwendet werden sollten bzw. 

könnten. Es braucht insbesondere eine gesetzliche Ermächtigung der Sicherheitsbehörden für 

dieses Verfahren (etwa angelehnt an § 24 Abs. 2 BFA-VG)  

 

2.) § 7 Abs. 1 StbG: Verlängerung der Frist zur Anerkennung/gerichtlichen Feststellung der 

Vaterschaft: Mit der Verlängerung der Frist spart sich die Behörde zahlreiche 

Einbürgerungsverfahren. Bezüglich der gerichtlichen Feststellung möge es außerdem ausreichend 

sein, dass das gerichtliche Verfahren binnen der Frist eingeleitet und in Folge die Vaterschaft 

festgestellt wurde, damit allfällige Verzögerungen im gerichtlichen Verfahren nicht dazu führen, 

dass ein Kind nicht die österreichische Staatsbürgerschaft besitzt. 

 

3.) § 7 Abs. 3 Z 2 StbG: Die Einschränkung in Z 2 hat zur Folge, dass diese Bestimmung fast nie 

Anwendung findet. Der Wegfall dieser Einschränkung würde den Erwerb in Fällen von 

Leihmutterschaften leichter in der Vollziehung machen. 

 

4.) § 7a Abs. 2 StbG: Streichung der dreijährigen Einschränkung zur Abgabe der 

Zustimmungserklärung, da der Erwerb durch die Vorgabe, minderjährig und ledig zum Zeitpunkt der 

Eheschließung der Eltern oder der Ehelicherklärung sein zu müssen, ausreichend eingeschränkt ist. 

 

5.) § 10 Abs. 1 Z 6 StbG: Gänzlicher Wegfall der Bestimmung, da die Beurteilung laut Judikatur der 

Höchstgerichte ua. eine komplexe Abwägung von Schwere, Häufigkeit und Art der Verstöße gegen 

die Zeit des Wohlverhaltens verlangt, statt dessen Festlegung klar definierter absoluter 

Einbürgerungshindernisse (siehe Anregung zu § 10 Abs. 2 StbG). 
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6.) § 10 Abs. 1 Z 7 iVm Abs. 5 StbG: Statt des Nachweises des hinreichend gesicherten 

Lebensunterhaltes möge ein Nachweis über fehlenden Sozialhilfebezug (und ev. fehlendes 

Insolvenzverfahren) über eine zu bestimmende Dauer vorgelegt werden. 

 

7.) § 10 Abs. 2 StbG: Wiedereinführung eines absoluten Einbürgerungshindernisses bei einer rechts-

kräftigen und ungetilgten Verwaltungsübertretung mit einer Geldstrafe von mindestens 1.000 Euro 

oder einer primären Freiheitsstrafe, dafür Streichung von § 10 Abs. 2 Z 2 erster Fall StbG. 

 

8.) § 10a StbG: Die nachgewiesene Integrationsprüfung möge die Staatsbürgerschaftsprüfung 

ersetzen. 

 

9.) § 10a StbG und § 10 Abs. 2 IntG: Die Deutschnachweisbestimmungen mögen vereinfacht werden. 

 

10.) § 11a Abs. 6 Z 1 StbG: B2-Zertifikate sollten auch in den Fällen der Erstreckung der Verleihung 

der Staatsbürgerschaft als Deutschnachweis anerkannt werden. 

 

11.) § 11a Abs. 6 Z 2 lit. a: Die Bestimmung möge weitergehend konkretisiert werden. 

 

12.) § 12 Abs. 2 StbG: Es sollte unerheblich sein, wo der Vater und wo das Kind leben. Dies würde oft 

umfangreiche Erhebungen, wo der Vater nunmehr seinen tatsächlichen Lebensmittelpunkt in den 

letzten zwölf Monaten hatte, sparen.  

 

13.) § 15 Abs. 1 Z 3 StbG: Einschränkung der Regelung, sodass Personen, die sich etwa im Rahmen 

ihrer Beschäftigung bei einem*r österreichischen Arbeitgeber*in oder im Rahmen ihres Studiums an 

einer österreichischen Hochschule im Ausland aufhalten, nicht vom Erwerb der österreichischen 

Staatsbürgerschaft ausgeschlossen sind. 

 

14.) § 17 StbG: Ausnahme von der Voraussetzung des § 16 Abs. 1 Z 2 StbG (Niederlassung im 

Antragszeitpunkt) für subsidiär schutzberechtigte Kinder im Sinne der Familieneinheit und des 

Kindeswohles. 

 

15.) § 20 StbG: Statt Zusicherung der Verleihung möge generell ein § 34 StbG-Verfahren nach 

Verleihung vorgesehen werden. In eventu möge die Zusicherung auf Nicht-EWR-Bürger*innen ein-

geschränkt werden, da bei EWR-Bürger*innen durch das geforderte Ausscheiden aus dem bisheri-

gen Staatsverband das Einbürgerungshindernis des nicht mehr rechtmäßigen Aufenthaltes entsteht. 

 

16.) §§ 27 und 29 StbG: Das Prinzip der Vermeidung von Doppel- und Mehrfachstaatsangehörig-

keiten sollte als nicht mehr zeitgemäß aufgegeben werden, d.h. kein gesetzlich vorgeschriebener 

Verlust mehr durch den Erwerb einer fremden Staatsangehörigkeit auf Grund einer 

Willenserklärung. Mit der Aufgabe des ex lege-Verlustes würden in weiterer Folge auch die 

Verfahren zur Beibehaltung der österreichischen Staatsbürgerschaft wegfallen. 

 

Bezüglich der Bestimmung des § 29 StbG wird besonderer Handlungsbedarf gesehen, da sich nach 

§ 29 StbG  der Verlust der Staatsbürgerschaft sogar dann auf die minderjährigen und ledigen Kinder 

des*der Fremden erstreckt, wenn sie die fremde Staatsangehörigkeit zwar bereits besitzen, aber 

dem*der Fremden von Rechts wegen in die fremde Staatsangehörigkeit folgen würden. 
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17.) § 28 StbG: Die unbestimmten gesetzlichen Begriffe „Leistungen“ und „berücksichtigungswür-

diger Grund“ mögen konkretisiert werden. 

 

18.) § 28 Abs. 2 StbG: Es möge nicht mehr unterschieden werden, ob eine Person die Staatsbürger-

schaft durch Abstammung oder anderswie erworben hat (vgl. VfGH vom 17. Juni 2019, E 1832/2019). 

 

19.) § 28 Abs. 3 StbG: Die Frist in § 28 Abs. 3 StbG möge auf zumindest drei Jahre verlängert werden, 

da die Praxis zeigt, dass der Erwerb der fremden Staatsangehörigkeit innerhalb von zwei Jahren auf 

Grund der langen Dauer des ausländischen Verleihungsverfahrens des Öfteren nicht möglich ist und 

dann erneut um Beibehaltung angesucht werden muss. 

 

20.) § 34 StbG: Erweiterung des Anwendungsbereichs des § 34 StbG als Ersatz für die zu streichende 

Zusicherung (§ 20 StbG): Nach einer im StbG zu normierenden Pflicht der Behörde, 

Antragsteller*innen zu belehren, dass sie nach Verleihung aus ihrem bisherigen Staatsverband 

ausscheiden müssen, soll die Zusicherung entfallen. 

 

21.) § 39a Abs. 8 StbG: Die Bestimmung sollte um die Daten der Staatsanwaltschaften und Strafge-

richte erweitert werden. 

 

22.) § 56b Abs. 7 StbG: Die „Kann”-Bestimmung für die Verdatung anlässlich des Erwerbs, des 

Verlusts, des Verzichts oder der Feststellung, der Beibehaltung und Entziehung der 

Staatsbürgerschaft durch die Ämter der Landesregierungen möge entfallen. 

 

23.) § 58c Abs. 5 iVm § 64a Abs. 35 StbG: Personen, die vor Inkrafttreten des BGBl. I Nr. 48/2022 

einen Entziehungstatbestand durch einen freiwilligen Militärdienst gesetzt haben, mögen bei 

Unkenntnis der österreichischen Staatsbürgerschaft jenen gleichgestellt werden, die durch Erwerb 

einer fremden Staatsangehörigkeit die österreichische Staatsbürgerschaft verloren haben. 

 

c) Staatsbürgerschaftsverordnung 1985 (StbVO) 

 

§ 2 Abs. 1 Z 7 StbVO: Ein B2-Deutschnachweis möge ausschließlich durch Zertifikate des 

Österreichischen Integrationsfonds erbracht werden können. 

 

d) Gebührengesetz (GebG) 

 

§ 14 GebG: Eine Pauschalgebühr möge in allen (also auch in Feststellungs- und Beibehaltungsverfah-

ren) gebührenpflichtigen Verfahren im Zusammenhang mit dem Erwerb/Verlust/Verzicht/Fest-

stellung/Beibehaltung festgelegt werden. 

 

e) Sonstiges 

 

Schaffung einer rechtlichen Grundlage zur Abfrage im Zentralen Staatsbürgeschaftsregister für alle 

Behörden und Ämter (Sozialämter, Jugendämter, Schulen, Wiener Wohnen, …), die in ihren Verfah-

ren den Besitz der österreichischen Staatsbürgerschaft prüfen müssen. Derzeit wird oft das ZMR 

oder der Reisepass als Auskunftsquelle dazu herangezogen. Auf Grund, der im ZMR eingetragenen 

staatsbürgerschaftsrechtlichen Daten kommt es jedoch oft zu Falschannahmen, da nicht alle Infor-
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mationen vorhanden sind. Außerdem kann von diesen Behörden und Ämtern nicht geprüft werden, 

ob eine weitere Staatsangehörigkeit rechtmäßig besessen wird oder ein möglicher Verlust der öster-

reichischen Staatsbürgerschaft erst von der Evidenzstelle bzw. Landesregierung geprüft werden 

muss. 

 

Gebühren: Vermerke über bereits vergebührte Dokumente fehlen bislang – hier wäre bspw. eine 

Checkbox „Gebührenvermerk“ in der zentralen Anwendung (ZMR/ZPS) hilfreich; bei Einzelgebühren 

eventuell Unterstützung mittels Abfragebaum (Internet, Amtshelferseiten) zur Erhebung der zu er-

wartenden Gebühren für die Bürger*innen. 

 

Grundsätzliche Verwaltungsvereinfachung und Qualitätssicherung: Einführung von Pauschalgebüh-

ren auch im Bereich der Eintragung von personenstands- und staatsbürgerschaftsrechtlichen Daten 

im Zentralen Personenstands- und Staatsbürgerschaftsregister (ZPS) sowie bei der Eintragung von 

Personendaten für die Ausstellung von staatsbürgerschaftsrechtlichen Bestätigungen. Seit der star-

ken Anhebung der Gebühren für die Vorlage von ausländischen Reisepässen wurde bereits ein 

Rückgang der Meldung an die Evidenzstelle zwecks Prüfung der Rechtmäßigkeit von Mehrfach-

staatsangehörigkeiten verzeichnet. 

 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag.a Petra Martino 

Bereichsdirektorin 

 

 

Ergeht an: 

1. Präsidium des Nationalrates 

2. alle Ämter der Landesregierungen 

3. Verbindungsstelle der Bundesländer 

4. MA 35 (zu MA 35-A04/108029/2026) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

5. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der 

Stadt Wien-Website 
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